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Weltweit gewinnen politische Bewegungen1 an Bedeutung und versuchen, sich 
als Alternative zu den bereits lange bestehenden Parteien in ihren Ländern zu 
etablieren. Die bekannteste und auch erfolgreichste Bewegung ist zweifellos die 
2016 von Emmanuel Macron gegründete Bewegung En Marche!, die ihren Grün­
der nur ein knappes Jahr später in den Elysée-Palast trug. Sechs Wochen darauf 
errang die mittlerweile in La République en Marche (LREM) umbenannte Bewegung 
die absolute Mehrheit an Sitzen in der Nationalversammlung. Aber auch andere 
Bewegungen und die aus ihnen hervorgegangenen Parteien haben weit mehr als 
nur ein paar Achtungserfolge erzielt: Die Partei der 2009 gegründeten Fünf-Sterne-
Bewegung in Italien hat die Parlamentswahlen 2018 deutlich gewonnen und regiert 
das Land seitdem zusammen mit der rechtspopulistischen Lega. In Tschechien ist 
die Partei der im Jahr 2011 von dem Unternehmer Andrej Babiš gegründeten Aktion 
unzufriedener Bürger (ANO 2011) seit 2017 mit Abstand stärkste politische Kraft 
und Babiš Ministerpräsident. In Spanien erreichte die 2013 gegründete Bewegung 
Vox bei den vorgezogenen Parlamentswahlen im April 2019 10,3 Prozent und wurde 
damit zur fünftstärksten politischen Kraft im Land, die vor allem der konservativen 
Volkspartei zusetzt.

Zugleich ist der Glanz der einen oder anderen Bewegung inzwischen etwas verblasst. 
Der Stern von LREM und ihrem Anführer begann zu sinken, je schwerer es Präsident 
Macron fiel, seine ambitionierte Reformagenda gegen massive Widerstände und 
starke Interessengruppen durchzusetzen.2 Strukturschwäche und Kommunikations­
fehler kamen hinzu.3 Der Protest gegenüber LREM und Macron äußerte sich jedoch 
nicht durch die etablierten Parteien, sondern durch die Graswurzelbewegung der 
sogenannten Gelbwesten (Gilets jaunes), die noch viel unorganisierter, spontaner, 
anarchischer und folglich unberechenbarer ist, als es LREM oder die bereits zuvor 
genannten Bewegungen jemals waren. 

Von all diesen Bewegungen und ihren Parteien geht offenbar eine besondere 
Anziehungskraft für Menschen aus, die sich von keiner anderen politischen 
Bewegung oder Partei mehr hinreichend vertreten fühlen. Eine zunehmende 
Wählervolatilität, abnehmende Parteibindung, ein verstärktes Interesse an tem­
porärem Engagement sowie ein in vielen Ländern erkennbarer Vertrauensver­
lust in politische Institutionen, u. a. aufgrund von anhaltender Problemlösungs­
unfähigkeit, Korruption und Vetternwirtschaft, begünstigen diese Entwicklungen. 
Die Bewegungen sammeln aber nicht nur „Abgehängte“ oder Unzufriedene ein 
und geben ihnen Stimme, Gesicht und Macht. Sie gelten selbst auch als basis­
demokratisch, unverbraucht, von Verstrickungen in das bestehende politische 
System frei, offen für jeden und damit auch für Quereinsteiger und schließlich als 
besonders „reine“ Form der Bürgerbeteiligung. Wie die Beispiele der Fünf-Sterne-
Bewegung, La France insoumise, Podemos oder der polnischen Kukiz’15 zeigen, 
sind Bewegungen aber auch anfällig für autoritäre Führungsstile, linken wie rechten 
Populismus und teilweise gar für extremistische Töne. 

1. Einleitung

Weltweit gewinnen 
politische Bewegungen  

an Bedeutung. 
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den Erfolg von politischen 
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Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen soll das Phänomen der politischen 
Bewegungen genauer untersucht werden. Wie sind diese politischen Bewegungen 
entstanden und welche Bedingungen begünstigen die Gründung und ihren Erfolg? 
Stellen Bewegungen bzw. die aus ihnen hervorgehenden Parteien eine neue Form 
der politischen Beteiligung und Interessenwahrnehmung dar? Verdrängen die neuen 
Bewegungen und ihre Parteien das politische Establishment und altbekannte Formen 
der politischen Meinungsbildung und Führung, die Parteien bislang ausgeübt haben? 
Erleben wir gar eine Revolutionierung der bisherigen Institutionensysteme und der 
Verfahren der politischen Entscheidungsfindung in einigen europäischen Ländern 
durch diese Bewegungen und ihre Parteien, bei der am Ende die Traditionsparteien 
abgelöst werden? 

Diesen Fragen gehen wir anhand von acht Fallstudien aus fünf europäischen Ländern 
in dieser Studie nach.4 Auch wenn sich einige dieser Bewegungen mittlerweile in Par­
teien umgewandelt oder sich als Partei registriert haben, um an Wahlen teilnehmen 
zu können, definieren wir diese neuen politischen Bewegungen und ihre Parteien 
anhand folgender Kriterien:

›› politisch-säkulares, kein religiös-fundamentalistisches Grundverständnis 

›› anti-elitäre, gegen das bestehende politische Establishment gerichtete  
Grundorientierung 

›› bewusste Abgrenzung von bestehenden Parteien durch Namen, Selbstbezeich
nung und Selbstverständnis (auch dann, wenn sie aus formalen Gründen selbst 
den Status einer Partei annehmen mussten); Anspruch, „anders“ zu sein 

›› auf Dauerhaftigkeit angelegt, kein sporadisch aktives Wahlkomitee oder -bündnis, 
das seine Aktivitäten nach Wahlen wieder einstellt 

›› ausgeprägtes basisdemokratisches Selbstverständnis und vergleichsweise 
schwach entwickelte formale Strukturen 

›› bestehen überwiegend aus Seiteneinsteigern und politischen Neulingen, an der 
Spitze steht sehr oft eine starke Führungspersönlichkeit, meist der Gründer.

1	 Die meisten dieser Bewegungen haben inzwischen aus 
rechtlichen Gründen den Status einer politischen Partei 
angenommen, um als solche an Wahlen teilzunehmen. 
Dennoch haben sie Strukturen, Verfahren und Prinzipien 
von Bewegungen beibehalten, vornehmlich ihre anti-elitäre, 
gegen „das Establishment“ gerichtete Grundrichtung, ihre 
offene, unfertige und basisdemokratische Organisation, ihre 
Laienhaftigkeit und Spontaneität, teilweise auch Anarchie 
und ihr eigenes Selbstverständnis als Bewegung, sodass 
wir sie auch nach oder mit zusätzlicher Parteigründung als 
Bewegung bezeichnen. Die Bezeichnung „neue Partei“ wäre 
viel zu allgemein und würde den Besonderheiten dieser 
Gruppierungen nicht gerecht werden.

2	 Vgl. z. B. Kempin, Ronja (2019): Macron, die Gelbwesten 
und die nationale Debatte: Spiel auf Zeit statt Weg aus der 
Legitimitätskrise der Politik. Berlin: SWP-Aktuell. Nr. 13, 
März 2019. 

3	 Vgl. Devčić, Jakov und Fislage, Franziska (2019): Die Gelb­
westen in Frankreich: Gelbe Karte für Macron? Analysen 
und Argumente Nr. 337. Berlin: Konrad-Adenauer-Stiftung.

4	 Redaktionsschluss dieser Studie war der 26. März 2019. 
Für die englische Übersetzung wurden die Ergebnisse der 
zwischenzeitlich durchgeführten Europa- und der Parla­
mentswahlen in Spanien berücksichtigt und der Text nach­
träglich angepasst.

Bewegungen als Herausforderung für politische Parteien?
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2.1 Frankreich | Julie Hamann

Frankreichs Parteiensystem ist seit jeher besonders empfänglich für Verschiebungen, 
Wandel und Neuordnungen. Insofern überrascht es nicht, dass generelle Trends 
und Umwälzungen, die derzeit in beinahe allen westlichen Demokratien auftreten, in 
Frankreich besonders sichtbar sind. Die ideologische Zersplitterung der politischen 
Landschaft hat ein Experimentierfeld für neue politische Organisationsformen auf­
gemacht. Drei ganz unterschiedliche, aber doch in ihrer Bedeutung als Beispiele für 
grundlegende Transformationen ähnliche politische Bewegungen sollen im Folgen­
den genauer betrachtet werden: La République en Marche! (LREM), die Bewegung, 
mit der die Franzosen den Präsidenten Emmanuel Macron an die Spitze des Staats 
gewählt haben, die von Jean-Luc Mélenchon angeführte Oppositionsbewegung La 
France insoumise (LFI) und zuletzt die noch junge und diffuse Bewegung der gilets 
jaunes, der Gelbwesten. Auch wenn sich bei letzterer nur schwer abschätzen lässt, 
ob und in welcher Form sie Bestand haben wird, hat sie Frankreich schon jetzt nach­
haltig beeinflusst.

Die Veränderungen, die diese Bewegungen kennzeichnen, gehen dabei tiefer, als es 
bislang häufig neu geschlossene Bündnisse oder reine Namensänderungen5 taten. 
Dafür sprechen drei Beobachtungen: Erstens fügen sich alle drei Bewegungen ein 
in eine größere Debatte über die Neuorganisation des politischen Spektrums jen­
seits der klassischen Aufteilung entlang von „links“ und „rechts“. Während LREM es 
sich zum Markenkern gemacht hat, das bipolare Parteiensystem aufzubrechen und 
für überholt zu erklären, will LFI genau diese Pole wieder sichtbar machen mit dem 
Anspruch, die linke Kraft darzustellen. Die Gelbwesten hingegen entziehen sich bis­
lang jeder ideologischen Einordnung nach dem Links-rechts-Schema – so sehr eine 
solche auch in der Öffentlichkeit versucht wird. Zweitens stellen sie bisherige Modi 
der Entscheidungsfindung in Frage und fordern bzw. praktizieren eine Reflexion über 
interne Demokratie ebenso wie institutionelle Änderungen im französischen politi­
schen System. Zuletzt tragen sie zu einer Verwischung der Grenzen zwischen bisher 
etablierten politischen Organisationsformen bei: Nicht nur die Abgrenzung zwischen 
Parteien und Bewegungen wird zunehmend schwierig, sondern auch die Logik und 
Organisationsform von sozialen Bewegungen und Protesten ändert sich und führt zu 
weiterer Destabilisierung von politischen Prozessen.

La République en Marche:  
Von der Start-up-Bewegung zur Präsidentenpartei
Im April 2016 verkündete Emmanuel Macron, damals noch Wirtschaftsminister in 
der sozialistischen Regierung François Hollandes, in seiner Heimatstadt Amiens die 
Gründung von En marche!, einer „offenen Bewegung“, die „weder rechts noch links“ 
sein werde, „etwas neues aufbauen“ und „Blockaden in der Gesellschaft“ überwinden 
wolle.6 Gepaart mit einer Reihe von Onlinetools, starker digitaler Kommunikation und 
einer Attitüde von politischer Entrepreneurship, gab sich die Bewegung von Beginn 

2. Länderstudien
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westlichen Demokratien 
sind in Frankreich 
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Bewegungen  
haben das politische  

System verändert.
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an das Bild eines jungen Politik-Start-ups. Knapp einen Monat nach dem Anstoß der 
Bewegung erklärte Macron das Ziel, mit rund 2.000 Freiwilligen unter dem Motto 
„Grande marche“ in tausenden von Haustürgesprächen Sorgen, Ideen und Wünsche 
der Franzosen zu sammeln, die eine „Diagnose“ vom Zustand Frankreichs und damit 
die Grundlage eines neuen politischen Programms liefern sollen.7 Eine Diagnose 
Frankreichs hatte er selbst freilich schon längst gestellt: Ohne eine konsequentere 
Umsetzung von Reformen zur Liberalisierung und Flexibilisierung von Frankreichs 
Wirtschaft würde das Land in der Immobilität blockiert bleiben. Innerhalb der sozia­
listischen Partei, der er sich bis dato zugehörig fühlte, würde ein solches Programm 
nicht umgesetzt werden können, da sich die Sozialisten unter den ideologischen Aus­
einandersetzungen selbst zerrieben.

Liberale Parteien, die sich politisch in der Mitte positionieren, haben in Frankreich 
keinen leichten Stand, da der politische Liberalismus dort stets eine untergeordnete 
Rolle gespielt hat und die Polarisierung zwischen rechts und links stark in der Struk­
tur des politischen Systems verwurzelt ist. Indem Macron ebendiese Polarisierung 
rhetorisch ad acta legte und stattdessen eine neue Trennlinie zwischen „Progressiven“ 
und „Konservativen“, später zwischen Progressiven und Populisten bzw. Nationalisten, 
entwarf, konnte er sich aus dem bestehenden politischen Kontext herausnehmen und 
das Thema der Reformen einer Ideologiedebatte entziehen.

Mehr noch als die Reformorientierung der neuen Bewegung wirkte sein Ver­
sprechen einer Erneuerung der politischen Klasse als Antriebskraft von En mar­
che!. Er reagierte damit auf das verbreitete Gefühl der mangelnden Repräsentation 

LREM hat den Charakter 
eines Politik-Start-ups.

Macron legte die  
Polarisierung zwischen 
rechts und links ad acta 
und versuchte eine neue 
Trennlinie zu schaffen: 
Progressive gegen  
Populisten.
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in der Politik und das generelle Misstrauen in Mandatsträger oder Parteien. Dass 
nach der Scheinbeschäftigungsaffäre um den konservativen Kandidaten François 
Fillon und seiner Frau das Thema der „Moral“ einen zentralen Platz im Wahlkampf 
einnahm, half Macron zusätzlich. Dem als verkrustet geltenden System von Berufs­
politikern stellt er ein Politikverständnis entgegen, in dem die Zivilgesellschaft von 
der Politikformulierung bis zur Entscheidungsfindung stärker eingebunden ist. Der 
Ansatz der „Grande marche“ zeugt ebenso davon wie der Aufruf zu Bewerbungen 
via Online-Plattform um eine Kandidatur für die Parlamentswahlen und das Ver­
sprechen einer Regierung mit Mitgliedern aus der Zivilgesellschaft. Das Resultat: Von 
den 308 LREM-Abgeordneten, die 2017 in die Nationalversammlung gewählt wur­
den, haben 169 zuvor noch kein politisches Mandat ausgeübt. Hinsichtlich der poli­
tischen Herkunft stammen 126 Abgeordnete von der Linken (davon waren 83 zuvor 
bei der PS), 17 aus der Mitte, 48 von den Konservativen und 117 erklären sich keiner 
politischen Strömung zugehörig.8 In der ersten Regierung unter Premierminister 
Edouard Philippe (vormals Les Républicains) stammten acht der 22 Ministerinnen 
und Minister aus der Zivilgesellschaft, mit besonderer Expertise in ihrem jeweili­
gen Ressort, aber ohne zuvor ein politisches Mandat ausgeübt zu haben. Schlüssel­
posten wie Inneres oder Wirtschaft werden durch politische Schwergewichte wie 
Gérard Collomb (PS) oder Bruno Le Maire (LR) besetzt.

Mit dem erfolgreichen Einzug in die Nationalversammlung und der starken politi­
schen Mehrheit wurde LREM in kürzester Zeit zur Präsidentenpartei. Der damit ein­
hergehende Druck auf eine rasche Professionalisierung vollzieht sich jedoch nicht 
ohne Probleme. Ein besonderes Spannungsfeld ist die interne Organisation: Macron 
ist weiterhin das Gesicht der Bewegung, auch wenn er den Vorsitz nach seiner Wahl 
abgegeben hat. Die Parteiführung entstammt seinem direkten Umfeld und agiert 
in enger Abstimmung mit dem Elysée-Palast. Im November 2017 wählte der erste 
Parteikongress Christophe Castaner zum Parteivorsitzenden – eine Wahl ohne Gegen­
kandidaten, die unter einigen Marcheurs zu Protesten führte.9 Castaner, ehemals PS, 
unterstützte Macron als Pressesprecher während seines Wahlkampfes und ist seit 
2018 Innenminister als Nachfolger von Gérard Collomb. Sein Nachfolger Stanislas 
Guerini ist seit 2015 im engeren Kreis Macrons und gehört damit zu den Gründungs­
figuren von LREM. Diese Funktionsweise steht im Widerspruch zu dem Ansatz der 
Bewegung, insbesondere lokales Engagement zu fördern und das direkte Einbringen 
eigener Initiativen und Ideen zu ermöglichen. Eine zentrale Herausforderung für 
LREM wird nun sein, eine lokale Verankerung zu erreichen und in die Funktionsweise 
der Partei einzufügen. Da es auf lokaler und regionaler Ebene noch keine gewählten 
Mandatsträger gibt, fällt es schwer, dem Eindruck einer Bewegung „von oben“ etwas 
entgegenzusetzen.

Die stärkere Einbeziehung von „Neulingen“ ist zahlenmäßig, wie weiter oben dar­
gelegt, gelungen. Der Rücktritt des beliebtesten Kabinettsmitglieds im Herbst 2018, 
des Umweltaktivisten Nicolas Hulot, macht jedoch die Grenzen dieses Ansatzes deut­
lich. Hulot fühlte sich in seinem Vorantreiben einer ökologischen Politik nicht aus­
reichend unterstützt.10 Hinzu kommt die starke Fokussierung auf die Exekutive und 
insbesondere auf den Präsidenten Macron, der nach den Maßnahmen zu Beginn 
seiner Amtszeit das Label des „Präsident der Reichen“ erhielt und den die Mehr­
heit der Franzosen mitnichten als „Politneuling“, sondern vielmehr als Vertreter der 

Mehr als die Hälfte der 
LREM-Abgeordneten hatte 
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kein politisches Mandat 
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Bewegungen als Herausforderung für politische Parteien?

„Elite“ wahrnimmt. Das Aufkommen der „Gelbwesten“ macht das sehr deutlich, da 
die Ablehnung der bisherigen Eliten ein starkes einigendes Element dieser Protest­
bewegung ist. Der Wunsch der Wähler nach Erneuerung wurde in den Augen vieler 
nicht umgesetzt: Die alte Elite ist durch LREM nicht verschwunden, sie wurde nur 
durch eine andere ersetzt.

Wie es für LREM nach der knappen Niederlage gegen Marine Le Pen und ihre Partei 
bei den Europawahlen 2019 weitergeht, ist noch offen. Das Ergebnis war für die noch 
junge Partei ein zwar nicht vollkommen unerwarteter, wohl aber ein herber Dämp­
fer. Auch die 2020 in Frankreich anstehenden Kommunalwahlen sind von großer 
Bedeutung, da von ihnen die noch fehlende lokale Verankerung in den Rathäusern 
abhängt. Als die größten Herausforderer für LREM gelten dabei Frankreichs Rechte, 
wobei die konservativen Républicains noch immer Schwierigkeiten haben, sich sowohl 
gegenüber Macron als auch gegenüber Le Pen abzugrenzen und das eigene Profil zu 
schärfen. Die Sozialisten hingegen haben am meisten unter Macrons Wahlsieg gelitten 
und es bis heute nicht geschafft, sich wieder zu erholen. Die französische Linke domi­
niert nun vor allem einer: Jean-Luc Mélenchon mit seiner Bewegung La France insou-
mise, dem „unbeugsamen Frankreich“.

La France insoumise: Zur richtigen Zeit die richtige Strategie
„Das Ziel von La France insoumise ist es nicht, demokratisch zu sein, sondern kollek­
tiv“, sagt Mélenchon zu seiner Bewegung, die „weder horizontal noch vertikal, son­
dern gasförmig“ 11 sei. Wie auch bei LREM gehört bei La France insoumise (LFI) die stete 
Abgrenzung von Parteien zur Selbstidentifikation und Kommunikationsstrategie dazu, 
auch wenn sie längst in den politischen Betrieb eingezogen ist, an Wahlen teilnimmt 
und im Parlament eine eigene Fraktion mit 17 Abgeordneten bildet. Auch sonst teilt 
LFI einige Merkmale mit LREM: die große Bedeutung eines charismatischen Grün­
ders und Anführers, die Betonung von lokalem Engagement, die umfangreiche Nut­
zung digitaler Kommunikationstools und das Versprechen der Wiederherstellung der 
direkten Beziehung zwischen Bürger und Politik.12 In beiden Bewegungen ist Engage­
ment niedrigschwellig angelegt: Ein Klick auf der Homepage und eine E-Mail-Adresse 
genügen, um an den Angeboten für Unterstützer – Online-Abstimmungen, Webinare, 
eLearning, Koordination lokaler Gruppen – teilzunehmen. Während Macron der 
sozialistischen Partei den reformorientierten Flügel mehr oder weniger entzogen hat, 
schöpft Mélenchon sein Wählerpotenzial schon seit längerer Zeit aus der radikalen 
Linken und von enttäuschten ehemaligen Sozialisten.

Mélenchon selbst gehörte bis 2008 dem linken Flügel der PS an, bevor er die Partei 
wegen Unstimmigkeiten hinsichtlich der inhaltlichen Ausrichtung verließ und mit der 
Parti de gauche (inspiriert von der deutschen Linkspartei) eine neue linke Partei mit 
dem Ziel einer größeren Sammelbewegung gründete. 2009 wurde er unter dem Wahl­
bündnis Front de gauche, dem auch die Kommunistische Partei (PCF) angehörte, ins 
Europaparlament gewählt. Bei der Präsidentschaftswahl 2012 erreichte er als Kandi­
dat dieses Bündnisses den vierten Platz mit elf Prozent der Wählerstimmen. Mit LFI 
hat sich Mélenchon wieder von den Bündnispartnern getrennt, um seine Grundidee 
der Parti de gauche unter dem Vorzeichen einer offenen Bürgerbewegung weiterzu­
entwickeln und so zum Ziel zu bringen: eine „neue“ Linke zu erschaffen, die mit der 
bisherigen Dominanz im linken Lager von PS und PCF bricht.

Die Républicains haben 
noch immer Schwierig-
keiten, sich gegenüber 
Macron abzugrenzen. 
Die Sozialisten haben am 
meisten unter Macrons 
Wahlsieg gelitten und es 
bisher nicht geschafft, 
sich davon zu erholen.

Ein Klick auf der Home-
page und eine E-Mail-
Adresse genügen, um an 
Abstimmungen und Web
inaren teilzunehmen.
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2. Länderstudien

Das politische Programm der Bewegung war angelegt als offener Prozess, bei dem 
sich die Unterstützer in der Ausarbeitung der detaillierten Forderungen beteiligen 
konnten und dessen Ergebnis zur Abstimmung stand. Inhaltlich umfasst es unter 
anderem die von Mélenchon bereits länger vorgebrachte Forderung nach einer 
verfassungsgebenden Versammlung für eine Sechste Republik, starke Elemente des 
Ökosozialismus, die Forderung nach einer Neuaushandlung der europäischen Ver­
träge, um von einem „neoliberalen“ zu einem „sozialen“ Europa zu gelangen, die 
Erhöhung des Mindestlohns und die Ablehnung von Verhandlungen zu Freihandels­
abkommen.13 LFI sieht sich als Teil einer globalen linken Bewegung, die unter ande­
rem in Pablo Iglesias und der spanischen Bewegung Podemos oder in Bernie Sanders 
ihren politischen Ausdruck findet und die den Theorien der Politikwissenschaft­
lerin Chantal Mouffe nahesteht. Im Kontext ihres Konzepts eines „Populismus von 
links“ führt jedoch die Frage, inwiefern LFI sich selbst als „populistisch“ einordnet, 
zu Uneinigkeit innerhalb der Bewegung. Gerade in Bezug auf Themen wie Migration 
entstehen so Reibungspunkte zwischen einer „linken“ und einer „populistischen“ 
Linie. Die Breite der Bewegung birgt Konfliktpotenzial – auch wenn der populistische 
Ansatz derzeit eher in der Minderheit ist.

Dass für eine politische Bewegung wie LFI ein hohes Wählerpotenzial besteht, zeigt 
die Deutlichkeit, mit der Mélenchon bei den Präsidentschaftswahlen den sozialisti­
schen Kandidaten Benoît Hamon abgehängt hat: Mit 19,6 Prozent und dem vierten 
Platz trennten ihn nicht mal zwei Prozentpunkte von der Stichwahl, während Hamon 
abgeschlagen bei 6,4 Prozent lag. Im Gegensatz zu den Wählerprofilen der anderen 
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linken Parteien war Mélenchon ganz besonders bei den 18–24-Jährigen erfolg­
reich: Mit 30 Prozent war er auch insgesamt der Kandidat mit den meisten Stim­
men aus dieser Altersgruppe.14 Aufschlussreich ist auch, dass für Mélenchon 
besonders viele stimmten, die sich keiner politischen Partei zugehörig fühlten.15 
Beide Zahlen zeigen das Potenzial von LFI, Wähler zu mobilisieren, die keine feste 
politische Identität haben.

Auch zwei Jahre nach dem Einzug in die Nationalversammlung bewahrt LFI einen 
eher fluiden Charakter, bspw. durch die immer noch dezentrale Organisation 
ohne Statuten, Organigramm, Delegierte oder parteiinterne Wahlen. Unterstützer 
können weiterhin auch in anderen Parteien Mitglied sein. Etwa 5.000 lokale Grup­
pen garantieren eine starke Verankerung an der Basis, die sich in andere Struk­
turen und Engagements einfügt. Doch wie auch bei LREM entsteht genau hier ein 
Konflikt: Die Ergebnisse lokaler Entscheidungsprozesse finden kaum einen Weg 
nach oben zu den führenden Figuren der Bewegung.16 

Erschwerend hinzu kommt die Rolle Mélenchons, der als charismatische Führungs­
figur Erfolgsfaktor und Problem zugleich ist: Seit der Durchsuchung seiner Woh­
nung und Räumlichkeiten der ehemaligen Parti de gauche im Zusammenhang mit 
Ermittlungen zur Wahlkampffinanzierung ist er politisch angeschlagen. Zudem ruft 
er als gleichermaßen bewunderte und abgelehnte Figur in Frankreichs politischem 
Leben Kontroversen hervor, die viele Linke daran hindern, ihn zu wählen. Im Zuge 
des möglichen Wählerpotenzials mehren sich Stimmen, die eine Alternative zur 
bisherigen One-Man-Show suchen. Der junge Abgeordnete François Ruffin, vor 
seiner Wahl Journalist, Filmemacher und Begründer der Protestbewegung Nuit 
debout, gilt als möglicher Hoffnungsträger.17 

Vorerst ist die Strategie Mélenchons jedenfalls aufgegangen: Den Status als 
größte Kraft der linken Opposition hat LFI fest inne – die Sozialisten sind derzeit nicht 
imstande, dem etwas entgegenzusetzen. Gerade viele junge Menschen erleben ihre 
politische Sozialisierung derzeit durch LFI. Sie werden kaum wieder in klassische 
Parteistrukturen zurückkehren.

Gilets jaunes: Protest jenseits politischer Parteien
Die Protestbewegung der Gelbwesten, die sich von der Ablehnung der Erhöhung der 
Kraftstoffsteuer hin zu Forderungen nach einer Erhöhung der Kaufkraft und mehr 
direkter Demokratie ausgeweitet hat, ist zu jung und zu heterogen, um ihr einen 
klaren Platz in Frankreichs Gesellschaft zuzuweisen. Die Stärke ihrer Mobilisierung 
erreichte zu Beginn im November 2018 mit beinahe 300.000 Protestteilnehmern ihren 
Höhepunkt. Bis März 2019 ist die Teilnehmerzahl jedoch deutlich zurückgegangen. 
Wenngleich die weitere Entwicklung unklar ist: Ihre Wirkung auf die gesamte Gesell­
schaft und die Bedeutung für den öffentlichen Diskurs ist schon jetzt derart stark, 
dass sie kein spontaner Ausnahmefall bleiben wird.

Neben LREM und LFI sind die Gelbwesten eine dritte Form derselben Entwicklung: 
Wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung, motivieren die Infragestellung des 
bestehenden politischen Systems mit seinen Eliten und auf Wahlen beschränkte 
Partizipationsformen, die Distanz von bisherigen parteilichen Organisationen und 
das Aufbrechen klassischer Rechts-links-Schemata alle drei Gruppierungen gleicher­
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maßen. Klare Abgrenzungen sind 
schwierig, doch erscheint es beleg­
bar, dass vor allem die Unter­
stützer von LREM und den Gelb­
westen aus stark voneinander 
getrennten sozialen Milieus stam­
men: LREM-Wähler sind über­
wiegend gutverdienend und in 
Großstädten zuhause, während 
Anhänger der Gelbwesten in länd­
lichen Gegenden mit schwacher 
Infrastruktur stark vertreten sind 
und im Durchschnitt ein Monats­
einkommen knapp unter dem 
französischen Median haben.18

Starke Politisierung und zugleich 
eine große Distanz vom politischen 
Leben kennzeichnen die Gelb­
westen. Rund 55 Prozent geben 
an, zum ersten Mal zu demonstrie­
ren; für 60 Prozent entspricht die 
Sortierung des politischen Spekt­
rums von links nach rechts nicht 
ihrer eigenen politischen Identität.19 
Apolitisch sind sie jedoch nicht: 
Ebenfalls 60 Prozent bezeichnen 
sich als ziemlich oder stark politisch 

interessiert. Diejenigen, die sich politisch in ein Lager einordnen, sehen sich mehr­
heitlich links (65 Prozent links, 28 Prozent rechts).20 Diese Zahlen veranschaulichen, 
weshalb die Gelbwesten relativ immun gegenüber den Versuchen parteilicher Ver­
einnahmung waren, sei es durch Mélenchon und LFI oder durch Le Pen und RN. Die 
ideologische Disparität wirkt sich außerdem kaum destruktiv auf die Bewegung aus: 
Gemeinsame Forderungen wie die nach der Einführung von Referenden auf Initiative 
des Volkes (Referendum d’initiative citoyenne, RIC) sowie Empfindungen von polizei­
licher „Repression“ gegen die Bewegung stärken die gemeinsame Identität der Protes
tierenden über vermeintliche ideologische Widersprüche hinweg.21 

Auch nach mehreren Monaten der Mobilisierung bleibt die Bewegung der Gelb­
westen ohne interne Struktur, ohne Anführer oder Sprecher. Versuche, die Protest­
bewegung in eine Wahlliste zu den Europawahlen zu überführen, entsprangen der 
Initiative einzelner Personen, die jedoch nie eine Mehrheit der Bewegung hinter sich 
hatten. Zudem scheitern sie bislang an der Unmöglichkeit, sich auf ein gemeinsames 
Programm zu einigen. Mit der Ausrufung einer „Großen nationalen Debatte“ (Grand 
débat national) als Antwort auf die Gelbwesten knüpft Macron nun an die Grande 
marche aus Wahlkampfzeiten an und bietet auf allen politischen und gesellschaft­
lichen Ebenen Gespräche rund um die Themen Demokratie, Kaufkraft und Steuerge­
rechtigkeit an. Damit antwortete er auf ein großes Bedürfnis nach Beteiligung – die 
wochenlange Unterstützung der Gelbwesten von rund 70 Prozent der Franzosen 
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zeugt davon. Macron hat mit diesem Schritt der Bewegung vorerst den Wind aus 
den Segeln genommen, muss nun aber sein Versprechen halten, die Ergebnisse der 
Debatten in klare politische Maßnahmen umzusetzen. Langfristig besteht jedoch 
durchaus die Gefahr, dass ähnliche Bewegungen wieder auftreten, wenn nicht eine 
Kombination aus politischem Kulturwandel und wirtschaftlicher Konsolidierung eine 
Antwort auf das verbreitete und tiefe Misstrauen vieler Franzosen gegenüber „der“ 
Politik gibt.

Fazit
Das Vertrauen der Franzosen in ihr politisches System ist an einem Tiefpunkt 
angelangt. Das zeigt die jüngste Erhebung für die Langzeitstudie Baromètre de la 
confiance politique: Darin geben 88 Prozent an, kein oder eher kein Vertrauen in 
Parteien zu haben.22 Zwar ist das Misstrauen gegenüber Parteien auch in anderen 
westlichen Demokratien hoch, jedoch nimmt Frankreich mit einer solch starken 
Ausprägung eine besondere Stellung ein. Zum Vergleich: In Deutschland liegt die­
ser Anteil bei 63 Prozent.23 Hinzu kommt die allgemeine Unzufriedenheit mit dem 
Zustand der Demokratie: 70 Prozent der Befragten befanden, dass die Demokratie 
in Frankreich nicht gut funktioniert. Die drei Bewegungen LREM, LFI und die Gelb­
westen können als ganz unterschiedliche und doch aufeinander bezogene Antwor­
ten auf diese Zahlen gelesen werden. Sind sie Symptom einer tiefen Vertrauens-, 
Parteien- oder gar Demokratiekrise? Oder können sie der Anstoß für eine demo­
kratische Wiederbelebung sein?

2.2 Italien | Caroline Kanter und Silke Schmitt

Movimento Cinque Stelle (M5S)
Die Fünf-Sterne-Bewegung (original Movimento Cinque Stelle, M5S) ist bei den 
Parlamentswahlen im März 2018 mit einem Ergebnis von 32 Prozent zum ersten 
Mal stärkste politische Kraft in Italien geworden. In einer Koalition mit der rechts­
populistischen Lega ist sie seit Juni 2018 in der Regierungsverantwortung. Diesen 
politischen Erfolg konnte die Bewegung knapp zehn Jahre nach ihrer Gründung 
verbuchen. 

Der italienische Komiker Guiseppe Piero („Beppe“) Grillo hatte die Bewegung im 
Oktober 2009 ins Leben gerufen, nachdem er bei den Vorwahlen der sozialdemokra
tischen Partei „Partito Democratico“ (PD) als Kandidat abgelehnt wurde. Bereits seit 
2005 hatte Grillo auf seinem Blog für seine Ideen geworben. Diese Internetplatt­
form (www.beppegrillo.it ) hatte er zusammen mit dem Internetunternehmer und 
Marketingstrategen Gianroberto Casaleggio aufgebaut. Wie Casaleggio träumte auch 
Grillo von der direkten Demokratie per Mausklick. Die Kommunikation durch den 
Blog hat, neben der Mobilisierung der Bürger auf Marktplätzen in großen und kleinen 
Gemeinden in ganz Italien, einen wichtigen Beitrag zum Erfolg der Bewegung geleistet.

M5S definiert sich als post-ideologisch – weder rechts noch links. Ihre Entschei
dungen basieren auf keinem gemeinsamen Wertefundament. In der Hymne der 
Bewegung heißt es: „Wir sind keine Partei, wir sind keine Kaste. Wir sind Bürger, 
Punkt und basta. Jeder ist dem anderen gleich“.24 Dieses Konzept spiegelt sich in 
der Auswahl der Mandatsträger der Bewegung wider: Premierminister Giuseppe 
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Conte bezeichnet sich selbst als „einfacher Bürger“ und verfügt über keine politische 
Erfahrung – so wie viele der Mandatsträger ohne vorheriges politisches Engagement 
Ämter übernehmen. Das ist für die Bewegung wichtig. Ehrlichkeit bedeutet für M5S 
auch, fern der politischen Kaste zu stehen.

Der Aufstieg von M5S ist nach Einschätzung von Politikanalysten und Experten mög­
lich geworden, weil die politische Elite Italiens in einer tiefen Krise steckt: „Die heu­
tige Politik ist tot. Sie hat keine Ressourcen. Ihr ist nur noch eine Rolle geblieben: 
Sündenbock sein für die Wut der Bürger“, so der Historiker Giovanni Orsina kurz 
nach den Parlamentswahlen 2018, bei der sich jeder zweite italienische Wähler für 
eine Anti-System-Partei entschieden hatte. 25 Die Anfänge dieser Krise gehen bis in die 
1990er Jahre zurück. Durch den Korruptionsskandal „Mani pulite“ kam es in Italien 
zum Vertrauensbruch zwischen Bürgern und politischen Parteien. Beppe Grillo war 
einer der Ersten, der in seinen Shows Korruption in den Parteien anprangerte. Weder 
den Christdemokraten noch der politischen Linken ist es gelungen, das Vertrauen der 
Bürger zurückzugewinnen. Weder der Unternehmer Silvio Berlusconi noch der ehe­
malige EU-Kommissar Mario Monti konnten auf der politischen Bühne überzeugen. 
Die sogenannte Technokraten-Regierung unter Monti (2011–2013) empfanden viele 
Italiener als von der Europäischen Union aufoktroyiert. Der Wunsch nach Neuwahlen 
wurde jedoch ignoriert. Experten sehen hier einen Grund für die zunehmende Stärke 
der Anti-Establishment-Bewegung M5S und der rechtspopulistischen Partei Lega. 
Sowohl die Fünf-Sterne-Bewegung als auch die Lega können mit ihrem Vorhaben 
bei den Wählern punkten, „die alte politische Kaste nach Hause zu schicken“, um das 
Gesicht der italienischen Politik radikal zu verändern.26 
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Doch auch unabhängig von der politischen Krise war das Vertrauen der Italiener in 
politische Institutionen insgesamt sehr niedrig. Unter der aktuellen Regierung hat 
sich das jedoch verbessert: 20,8 Prozent der Italiener bestätigen ihr Vertrauen in poli­
tische Institutionen (2018 waren es 13 Prozent und 2017 nur 7,7 Prozent). Auch die 
Zufriedenheit mit Blick auf die Regierungsarbeit ist im Gegensatz zum Vorjahr um 
15 Prozentpunkte auf 36,7 Prozent gestiegen.27

Genauso wie die Wählerbasis zeichnen sich auch Führungsspitze und Mandatsträger 
durch Heterogenität aus. Die Personen kommen sowohl aus dem rechten als auch 
aus dem linken Spektrum und vertreten demnach differente Positionen. Außerdem 
verfügen sie über unterschiedliche Bildungsniveaus. Ein gemeinsames Merkmal der 
Führungsspitze und der Mandatsträger ist, dass sie über wenig bis gar keine politische 
Erfahrung verfügen. Die Bewegung ist hierarchisch strukturiert. Wenige Personen 
leiten die Geschicke der Bewegung und treffen alle inhaltlichen wie personellen Ent­
scheidungen.

Der Gründer Beppe Grillo wird als Garant der Bewegung bezeichnet. Von der Grün­
dung 2009 bis zu den ersten Parlamentswahlen 2013 lässt sich innerhalb der Bewegung 
eine informelle Organisationstruktur ablesen, die eng an Grillo geknüpft ist. Grillo stand 
durch seinen Blog und seine Veranstaltungen in engem Kontakt mit den Anhängern. Im 
Januar 2018 hat er seinen privaten Blog jedoch von der offiziellen Seite der Bewegung 
abgekoppelt. Zeitweise scheint er mit der Anti-Establishment-Bewegung, die mittler­
weile selbst zum politischen Establishment gehört, zu fremdeln.28 

Seit September 2017 steht Luigi Di Maio an der Spitze der Bewegung. Der 32-Jährige 
ist Vizepremierminister und Minister für Wirtschaftliche Entwicklung, Arbeit und 
Sozialpolitik. Er steht für den „rechten“ Flügel der Bewegung. Im Wahlkampf legte er 
Wert auf einen moderaten Ton, um Unternehmern, den Finanzmärkten und dem Aus­
land die Angst vor der Bewegung zu nehmen. Di Maio möchte regieren. Durch ihn 
wird M5S Teil der politischen Klasse. Allerdings scheut er nicht davor zurück, mit ein­
facher Rhetorik und polemischen Attacken seine Anhänger zu mobilisieren. Seit M5S 
in der Regierungsverantwortung steht, hat sie stetig an Zustimmung im Land verloren 
und wurde mittlerweile von dem Koalitionspartner Lega in den Umfragen überholt.29

Alessandro Di Battista, ein Vertreter des extrem „linken“ Flügels der Partei und Ver­
treter der anti-institutionellen Seite, ist Experte für Entwicklungspolitik. Nach den 
Parlamentswahlen war er abgetaucht und überließ die politische Bühne Luigi Di Maio. 
Di Battista gibt sich als eine Art Freigeist: Er schafft es, die Wählerschaft anzusprechen, 
die die antisystemischen und ursprünglichen Werte der Bewegung verkörpern. Er ist 
nah an der Basis und kann die Menschen auf der Piazza begeistern. Auf ihn setzte die 
Bewegung als Zugpferd im EU-Wahlkampf.

Zu den wichtigen Persönlichkeiten in der Bewegung zählt außerdem die römische 
Bürgermeisterin Virginia Raggi. Obwohl sie kaum Erfolge in der Hauptstadt vorzu­
weisen hat, erfreut sie sich einer hohen Beliebtheit bei Facebook.30 

Der eigentliche Drahtzieher der Bewegung ist jedoch der Unternehmer Davide 
Casaleggio. Im digitalen Universum sorgt er für den Erfolg der Bewegung. Marketing­
strategien aus seinem Haus, das sorgfältige Auswerten von Meinungsumfragen und 
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das „Pushen“ entsprechender Nachrichten sorgen für den Erfolg in den sozialen 
Medien. Wie sein Vater denkt er das Konzept der direkten Demokratie per Maus­
klick konsequent weiter: An dessen Ende steht nicht nur die Abschaffung der reprä­
sentativen Demokratie, sondern die Abschaffung der Parlamente generell, die durch 
elektronische Parlamente ersetzt werden könnten. Auf diese Weise soll eine neue 
Bindung zwischen Institution und Bürger geschaffen werden.31 Casaleggio hat sich 
zudem zum Ziel gesetzt, das operative System der direkten Demokratie ins Ausland zu 
exportieren. Die monatlichen „Beiträge“ 32 der M5S-Abgeordneten an die Firma Casa­
leggios, rund 800.000 Euro pro Jahr, dienten diesem Vorhaben.33

Die „Plattform Rousseau“ sollte diesen Traum der Demokratie per Mausklick verwirk­
lichen. Sie ist die Verbindung zwischen dem Unternehmen Casaleggios und den politi­
schen Anliegen der Bewegung. Es handelt sich um ein webbasiertes Partizipationstool: 
Registrierte Mitglieder der Bewegung haben die Möglichkeit, an wichtigen politischen 
Entscheidungsprozessen teilzunehmen. Personen und Inhalte der M5S werden auf 
diese Weise bestimmt – etwa die Auswahl von Kandidaten oder die Abstimmung über 
das politische Programm. Die „Plattform Rousseau“ ist ein wichtiger Bestandteil der 
Organisationsstruktur der Bewegung und ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal 
zu anderen politischen Bewegungen in Italien. Vizepremier Di Maio hat den französi­
schen Gelbwesten die Plattform Rousseau zur Nutzung angeboten.34

Die von der Bewegung propagierten Werte Transparenz und Ehrlichkeit fehlen 
jedoch in den Strukturen der Bewegung: Querulanten werden von der Führungs­
spitze ohne Angabe von Gründen ausgeschlossen. Die fehlende Transparenz bei der 
Auswahl der Kandidaten oder das nachträgliche Modifizieren von Wahlprogrammen, 
die bereits von den Mitgliedern online verabschiedet wurden, haben in der Ver­
gangenheit für Kritik gesorgt.35

Mit Blick auf die Politik der heute in der Regierungsverantwortung stehenden 
Bewegung sind die mangelnde klare Positionierung und die fehlende Wertebasis evi­
dent. Die Fünf-Sterne-Bewegung hat heute wenig mit ihren ursprünglichen Grund­
überzeugungen gemein. Die im Gründungsmanifest der Bewegung „Carta di Firenze“ 
am 8. März 2009 veröffentlichten Grundsätze waren von konkreten sozial-ökolo
gischen Anliegen geprägt. Die „Fünf Sterne“ stehen für Wasser (gegen Privatisierung 
der Wasserversorgung), Umweltschutz, Energie, Transport und nachhaltige Ent­
wicklung. Die ursprünglichen fünf Ziele der Bewegung finden sich heute kaum noch 
in der aktuellen Agenda. Es geht immer weniger um die Reduzierung des Konsums in 
der sogenannten Überflussgesellschaft und immer mehr um die Kritik an der „poli­
tischen Kaste“ und ihrer „Privilegien“. Das Thema Umweltschutz kam in den Wah­
len ab 2013 kaum noch vor, auch 2018 spielte es eine untergeordnete Rolle. Bei der 
Formulierung politischer Positionen orientiert sich M5S an der aktuellen Stimmung in 
der Bevölkerung. Meinungsumfragen spielen eine wichtige Rolle. Die Wählerbasis ist 
heterogen, volatil und von kurzfristigen gemeinsamen Interessen für konkrete Ziele 
geleitet, u. a. die Einführung eines Bürgereinkommens.36

Bei den Parlamentswahlen 2013 zog die Bewegung erstmals mit einem über­
raschenden Ergebnis von rund 25 Prozent in den italienischen Senat und in die 
Abgeordnetenkammer ein. Seither ist die Anti-Establishment-Bewegung, die die 
„politische Kaste“ als ihren eigentlichen Gegner identifiziert hat, Teil des politischen 

Vizepremier Di Maio  
hat den französischen 

Gelbwesten die Plattform 
Rousseau zur Nutzung 

angeboten.

Querulanten haben 
bei M5S keinen Platz. 

Abgeordnete werden auf 
Parteilinie gezwungen.

Die ursprünglichen  
Ziele der Bewegung,  

finden sich heute kaum 
noch in der aktuellen 

Agenda. M5S orientiert 
sich an Stimmungen in  

der Bevölkerung.



Bewegungen als Herausforderung für politische Parteien?

16

Systems in Italien – auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene. Die Wahl­
ergebnisse zeigen, dass die Bewegung vor allem im Süden Italiens Unterstützer 
findet. Als M5S 2013 erstmals ins Parlament einzog, lehnte sie sogenannte inciuci, 
politische Kuhhandel oder „Techtelmechtel“, strikt ab und stand für Regierungs­
koalitionen nicht zur Verfügung. Die Abgeordneten, einfache Bürger ohne politische 
Erfahrung, fanden sich anfangs nur schwer im politischen Umfeld zurecht und muss­
ten in ihre Rolle hineinwachsen. 

Bei den Parlamentswahlen 2018 stieg die Partei mit Luigi Di Maio als Anführer und 
Beppe Grillo als Garanten zur stärksten politischen Kraft auf. In dieser Rolle hat Di 
Maio viele Kandidaten eigenständig identifiziert und den Wahlkampf auf seine Person 
zugeschnitten. Grillo wirkte hinter den Kulissen als Anker der Bewegung.37 M5S stieg 
mit 32 Prozent zur stärksten politischen Kraft im italienischen Parteiensystem auf.

Bei den Regionalwahlen in den Abruzzen und in Basilikata im Frühjahr 2019 konnte 
M5S nicht überzeugen und lag bei knapp 20 Prozent. Bei den Parlamentswahlen 2018 
hatten in diesen Regionen rund 40 Prozent für M5S gestimmt. Die Regionalwahlen gal­
ten als Stimmungstest für die Europawahl im Mai 2019, die für M5S zu einem Desas­
ter wurde. Die Partei erreichte nur 16,7 Prozent und damit nur halb so viele Stimmen­
anteile wie bei der Parlamentswahl ein Jahr zuvor. Das schlechte Wahlergebnis setzte 
M5S unter Druck und hat eine Debatte über eine Neuausrichtung der Bewegung in 
Gang gesetzt. Di Maio regte eine kritische Diskussion über die personelle und inhalt­
liche Positionierung der Bewegung an. Einige Experten sehen darin die Entwicklung 
der Bewegung hin zu einer klassischen Partei.38 

Auf kommunaler Ebene stellt die Bewegung 49 Bürgermeister in ganz Italien (von 
8.000 Kommunen). Das sind knapp 0,5 Prozent aller Kommunen. Allerdings regieren 
M5S-Vertreter seit den Kommunalwahlen 2016 in wichtigen Städten wie Rom und 
Turin. Diese, aber auch die anderen Amtsinhaber der M5S wurden von der Bewegung 
lediglich aufgestellt, weil sie „einfache ehrliche Bürger“ waren. Ihnen fehlte jede 
Erfahrung im politischen und administrativen Geschäft und sie haben nun als Bürger­
meister große Schwierigkeiten, sich in dieser Rolle zurechtzufinden.

Auf europäischer Ebene gehörte die Fünf-Sterne-Bewegung bislang der Fraktion 
„Europa der Freiheit und der direkten Demokratie“ (EFDD) an, wo sie neben der UK 
Independence Party (UKIP) die stärkste Gruppe stellte. Im EU-Parlament will M5S 
nach den Wahlen eine Fraktion mit „Gleichgesinnten“ gründen. Dieser Fraktion sol­
len nach Aussage der M5S die kroatische Partei Zivi Zid, die finnische Liike Nyt, die 
griechische Akkel und die polnische Kukiz’15 angehören.39 An einer Kooperation mit 
den Gelbwesten hat M5S ebenfalls Interesse gezeigt. Die Fünf-Sterne-Bewegung zielt 
demnach auf Parteien und Bewegungen anderer EU-Mitgliedsstaaten ab, die sich 
weder den rechten nationalistischen Parteien zugehörig fühlen noch Teil der „tra­
ditionellen“ politischen Kräfte sind, die bislang die Federführung im Europäischen 
Parlament innehatten. 
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Ausblick
Die politische Realität zwingt M5S zu Entscheidungen, die unvereinbar sind mit den 
Grundprinzipien, die sich die Bewegung einst selbst auferlegt hat. Langfristig gesehen, 
besteht das Risiko einer Implosion oder Explosion der Bewegung. Es herrscht Uneinig­
keit darüber, ob man zukünftig fester Bestandteil des politischen Establishments wer­
den möchte oder nicht.

M5S ist heute Teil eines politischen Systems, das die Bewegung ursprünglich 
abschaffen wollte. Erste „Korrekturen“ innerhalb des Systems sind der M5S bereits 
gelungen.40 Es stellt sich jedoch grundsätzlich die Frage, ob die Bewegung die Ver­
änderung von „innen“ oder von „außen“ herbeiführen möchte und wie sich die 
Bewegung in dieser „Regierung des Wandels“ selbst verändern wird. Dabei bleibt 
abzuwarten, ob sie den Sprung hin zu einer etablierten Kraft des politischen Sys­
tems, also eine Art Partei, schaffen möchte und schaffen kann. Dazu müsste sie 
einen Teil ihrer politischen Überzeugungen und ihrer ursprünglichen Wählerschaft 
hinter sich lassen. Hinzu kommen Überlegungen der direkten Demokratie, die die 
Daseinsberechtigung des Parlaments generell in Frage stellen. Auch hier bleibt abzu­
warten, in welche Richtung sich diese Überlegungen tatsächlich entwickeln. Einige 
Politikwissenschaftler sehen die Fünf-Sterne-Bewegung als populistisches Phäno­
men, das im italienischen Parteiensystem in dem Sektor angesiedelt ist, der in ande­
ren europäischen Ländern von rechten politischen Kräften besetzt wird.41 Sowohl 
Grillo als auch Premierminister Conte bezeichnen sich selbst als „Populisten“. Sie 
versuchen jedoch, dem Begriff ihre eigene Bedeutung zuzuordnen.42 In der Koalition 
mit der Lega hat die Bewegung an Zustimmung verloren. Der anfangs deutlich klei­
nere Partner ist gewachsen: Die Lega hat in aktuellen Umfragen mit über 33 Prozent 
den anfänglichen Platz der M5S eingenommen.43

Bei den traditionellen politischen Parteien wie dem sozialdemokratischen Par­
tito Democratico (PD) oder der Forza Italia (FI) gibt es starke Vorbehalte gegenüber 
M5S. Es wird auf klare Abgrenzung gesetzt. Das gilt sowohl für Inhalte als auch für 
die strategische Ausrichtung, wenngleich einzelne Stimmen aus dem PD sich für 
eine Zusammenarbeit mit M5S aussprechen. Ob und in welcher Form es zu einer 
Annäherung oder Kooperation beider politischen Kräfte kommen könnte, hängt zum 
einen von M5S und zum anderen stark von der zukünftigen Ausrichtung des sozial­
demokratischen PD unter der Führung von Nicola Zingaretti ab. Einige Experten gehen 
davon aus, dass M5S immer schwächer wird und es zu einer Spaltung der Bewegung 
kommen könnte. Teile von M5S und des PD könnten sich dann bzw. einer neu zu 
gründenden politischen Linken anschließen.

Trotz dieser Spekulationen über eine Annäherung gilt es festzuhalten, dass sowohl 
für den PD als auch für FI die Fünf-Sterne-Bewegung der politische Gegner schlecht­
hin ist. Teilweise ist M5S gar zum Feindbild mutiert. Mit scharfen rhetorischen Atta­
cken versuchen sie sich von ihnen zu distanzieren, sowohl was die Positionen als auch 
Methoden angeht. Dass es jedoch tatsächlich zu einer Entfremdung zwischen Wählern 
und Politik in den vergangenen Jahren gekommen ist und diese Distanz überwunden 
werden muss – zu dieser Sensibilisierung hat M5S in den vergangenen Jahren sicher 
beigetragen.
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2.3 Polen | Bartosz Rydliński

Kukiz’15
Kukiz’15 ist eine politische Kraft, die im Jahr 2015 nach dem spektakulären Ergebnis 
des Rockmusikers Paweł Kukiz in der Präsidentschaftswahl entstand, in der dieser 
mehr als 21 Prozent der Stimmen im ersten Wahlgang erreichte. Zum ersten Mal in 
der 30-jährigen Geschichte der 3. Republik wurde eine bislang nur als Bühnenkünstler 
bekannte Person zu einer so bedeutenden politischen Figur. Das Ergebnis von Kukiz 
sowie seine Hauptforderung nach Einführung eines Mehrheitswahlsystems, basierend 
auf Wahlkreisen mit einem Mandat, spielte im gewissen Sinne eine der Schlüsselrollen 
im zweiten Wahlgang bei der Präsidentschaftswahl, in der Andrzej Duda zum Präsi­
denten gewählt wurde.

Der damalige Präsident Bronisław Komorowski, der ebenfalls bei dieser Wahl kan­
didierte, rief eine verfassungsrechtlich bedenkliche Volksabstimmung aus, deren 
Ziel es war, den Weg zur Einführung des von Paweł Kukiz geforderten Wahlsystems 
zu ebnen. Die Volksabstimmung endete jedoch in einer deutlichen Niederlage. Die 
Wahlbeteiligung lag bei lediglich 7,8 Prozent. Komorowski selbst verlor die Präsident­
schaftswahl, wenngleich die Forderungen von Paweł Kukiz ihm eine große Aufmerk­
samkeit in der öffentlichen Debatte bescherte und seine Bewegung Kukiz’15 an politi­
scher Bedeutung gewann.

Der Verein und das Wahlkomitee Kukiz’15 stellten den Versuch dar, die Bürgerin­
nen und Bürger in ein breiteres Projekt einzubeziehen. Ziel war es, den traditionellen 
Parteien „den Staat zu entziehen“. Hauptforderung von Paweł Kukiz und seines Ver­
eins, der bewusst nicht zu einer politischen Partei wurde, ist die Einführung eines all­

Der Rockmusiker  
Paweł Kukiz wurde  
durch seine Bewegung  
zu einer bedeutenden  
politischen Figur.
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gemeinen Mehrheitswahlsystems mit Einerwahlkreisen sowie Volksabstimmungen in 
Polen, in denen die Bürger und die Bürgerinnen die Möglichkeit hätten, politische Ent­
scheidungen mitzubestimmen.

Kukiz’15 ist stark anti-Establishment-orientiert und hat einen nationalistischen Charak­
ter. Dem Programm kann unter anderem entnommen werden: 

„Wir lieben Polen. Wir sind Mitglieder eines großen und herrlichen Volkes. Wir sind die 
Stimme des Volkes, das wach wurde und die Kontrolle über seinen Staat zurückerlangen 
will. Wir wissen, dass sich das Beste in unserem Land aus dem Patriotismus, dem Fleiß 
und der Innovationskraft der Polen ergibt. Wir sind nicht damit einverstanden, dass 
das riesige Potenzial und der Ehrgeiz der Polen weiterhin verschwendet werden (...). Die 
Macht in Polen kann nicht Parteioligarchien gehören, kann auch nicht fremden Regierun-
gen, internationalen Korporationen oder ausländischen Medien gehören. Die hoheitliche 
Gewalt in unserem Land soll ausschließlich dem Volk gehören!“ 44 

Dieser Abschnitt spiegelt die ideologische Färbung der Bewegung wider. Zusätzlich 
muss darauf aufmerksam gemacht werden, dass diese Bewegung immer wieder auf 
Gefahren hinweist, die sich aus der Globalisierung, der zu starken Abhängigkeit von 
der Europäischen Union und dem ausländischen Kapital ergeben.

Bei der Parlamentswahl 2015 erreichte das Wahlkomitee Kukiz’15 den dritten Platz mit 
8,81 Prozent der Stimmen. Aus diesem Wahlkomitee kamen zudem Mitglieder ande­
rer rechtsorientierten politischen Parteien, darunter Ruch Narodowy, Unia Polityki 
Realnej oder Kongres Nowej Prawicy, in den Sejm. Obwohl sich Kukiz’15 selbst als apo­
litische Bewegung bezeichnet, wird diese Formation als rechtspopulistische Bewegung 
angesehen. Neben dem Programm zeugen auch die Äußerungen der Abgeordneten 
davon, die ihre nationalistischen, antiliberalen und anti-Establishment-orientierten 
Ansichten nicht verbergen. Im Januar 2016 verkündete Kukiz’15 den Beginn der 
Sammlung von Unterschriften für einen gesellschaftlichen Antrag auf Durchführung 
einer Volksabstimmung. Ziel dieser Abstimmung war es, die Aufnahme von Flücht­
lingen aus dem Nahen Osten im Rahmen eines sogenannten Umsiedlungsvorschlags 
der EU zu stoppen.

Aufgrund interner Konflikte verließen zahlreiche Abgeordnete die Fraktion Kukiz’15. 
Während sie zu Beginn der Legislaturperiode noch aus 42 Abgeordneten bestand, 
hatte sie im Februar 2019 nur noch 26 Abgeordnete.

Die Fraktion Kukiz’15 selbst zeigt eine mindestens ambivalente Einstellung zu anderen 
rechtsorientierten Formationen, einschließlich der Partei Prawo i Sprawiedliwość (PiS). 
Kukiz’15 stimmt bei zahlreichen Themen zusammen mit der PiS-Fraktion ab, soweit es 
um Weltanschauungsfragen oder Vergangenheitspolitik geht. Die Abgeordneten von 
Kukiz’15 versuchten mehrmals, rechts an PiS „vorbeizugehen“ und sie in der Radikali­
tät ihres Tonfalls zu überbieten. Der ehemalige Abgeordnete von Kukiz’15, Adam 
Andruszkiewicz, nimmt seit Jahren aktiv an Manifestationen und Demonstrationen des 
radikalen und faschistischen rechten Lagers teil. Zudem verlangte er häufiger als man­
cher PiS-Politiker, den ehemaligen Ministerpräsidenten der Republik Polen und den 
Vorsitzenden der Partei Platforma Obywatelska (PO) sowie den derzeitigen Präsiden­
ten des Europäischen Rates, Donald Tusk, vor ein Staatstribunal zu stellen. PiS, die die 
Gefahr sieht, mögliche Wähler zu verlieren, versucht, die Politiker, die von den Listen 
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des Wahlkomitees Paweł Kukiz gewählt wurden, auf ihre Seite zu ziehen. Anfang 2019 
wurde Andruszkiewicz Teil der PiS-Regierung. Zuvor verließ Kornel Morawiecki, Vater 
des Ministerpräsidenten der Regierungspartei PiS, Mateusz Morawiecki, die Fraktion 
Kukiz’15 und gründete einen aus wenigen Mitgliedern bestehenden Abgeordneten­
kreis unter dem Namen Wolni i Solidarni, der derzeit als inoffizieller Koalitionspartner 
der Partei PiS im polnischen Parlament gilt. Alle anderen Parteien der sogenannanten 
liberalen Opposition kooperierten nicht mit Kukiz’15.

Erwähnenswert ist, dass der Einfluss von Kukiz’15 auf öffentliche Debatten trotz der 
aktuellen Schwäche der Fraktion unverhältnismäßig stark ist. Als Beispiel kann die 
Novellierung des Gesetzes über das Nationale Gedenkinstitut genannt werden, wonach 
es strafbar werden sollte, dem polnischen Volk die Beteiligung an deutschen Nazi­
verbrechen zuzuschreiben. Auf Druck der USA und aus Israel strich die PiS-Regierung 
diese Vorschrift aus dem geltenden Recht. Paweł Kukiz bezeichnete diese Entscheidung 
jedoch als „Dilettantismus“ und „Feigheit“. Zusätzlich wird der Anführer der Bewegung 
immer wieder des Antisemitismus beschuldigt, weil er wiederholt Juden für Verbrechen 
des Stalinismus mitverantwortlich machte, zu denen es ab 1945 in Polen kam.

Bei den Kommunalwahlen 2018 erreichte Kukiz’15 5,6 Prozent der Stimmen. Es gelang 
der Bewegung jedoch nicht, wenigstens einen Abgeordneten in die Woiwodschafts­
tage zu senden. Der einzige Erfolg von Kukiz’15 war der Sieg des Kandidaten zum 
Bürgermeister von Przemyśl. Das durchschnittliche Ergebnis der Umfragen aus dem 
letzten Monat ergibt für die Bewegung einen Stimmenanteil von etwa sieben Prozent. 
Eine auf diesem Niveau anhaltende Zustimmung würde der Bewegung sowohl die 
Vertretung im Europäischen Parlament als auch im Sejm sichern.

Razem
Die Partei Razem (deutsch: Gemeinsam) wurde im Mai 2015 gegründet, um an der 
Parlamentswahl im Oktober desselben Jahres teilnehmen zu können. Ziel war es, eine 
neue soziale Linke zu etablieren. Sie sollte ausgegrenzte und arbeitslose Personen, 
solche, die dem Prekariat zugeordnet werden, sowie all diejenigen Personen reprä­
sentieren, die eine linke Vertretung im Sejm vermissen. 

Razem ist eine linke Protestbewegung. Wichtig für ihr Selbstvetständnis ist eine deut­
liche anti-Establishment-Orientierung. Zu Beginn des Programms heißt es: 

„Wir gründeten Razem, weil wir es satt sind. Wir sind der prekären Arbeit sowie der 
Kredite für 30 Jahre satt. Wir sind der Steuervergünstigungen für große Korporationen 
und Banken satt. Wir sind der Kaste der Politiker satt, die nicht wissen, wie normale 
Menschen leben.“ 45 

Die Bewegung gründeten ehemalige Mitglieder der Młodzi Socjaliści, einer Jugend­
organisation, die sich im Jahr 2005 von der Mitte-links-Partei Unia Pracy trennte, und der 
Partia Zieloni. Bei den Gründerinnen und Gründern handelte es sich überwiegend um 
gut ausgebildete junge Menschen, die sich von linken gesellschaftlichen Bewegungen 
und anti-Establishment-orientierten Parteien, wie Podemos in Spanien oder Syriza in 
Griechenland, inspirieren ließen. Eine Anknüpfung an die spanische neue Linke ist nicht 
nur in den Ansichten oder dem deliberativen und partizipativen Stil der Führung der 
Partei, sondern auch in der angewandten violetten Farbgebung erkennbar.
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Razem verzichtete von Beginn an darauf, sich auf lediglich eine Führungsfigur zu 
fokussieren. Dies würde im Widerspruch zur demokratischen Natur der Bewegung 
stehen, wenngleich dies ein Merkmal vieler anderer Bewegungen ist. Dennoch ist 
Adrian Zandberg der bekannteste Vertreter der Bewegung. Razem erreichte im Wahl­
jahr 2015 3,62 Prozent der Stimmen. Dies wurde von vielen als Erfolg angesehen, 
obwohl die Bewegung nicht in den Sejm einzog. Das Ergebnis ermöglichte der neuen 
Linken jedoch eine Teilnahme an der staatlichen Parteienfinanzierung. 

Razem versuchte in den zurückliegenden Jahren, sich zu einer Alternative nicht nur für 
die stärkste polnische linke Partei Sojusz Lewicy Demokratycznej (SLD), sondern auch 
für die zwei anderen großen Parteien, Prawo i Sprawiedliwość (PiS) und Platforma 
Obywatelska (PO), zu entwickeln. Razem war bemüht, eine strategische Beziehung mit 
der „roten“ Gewerkschaftszentrale Ogólnopolskie Porozumienie Związków Zawodo­
wych (OPZZ) aufzubauen, indem sie die Aktion „Meine Rechte werden verletzt“ mit­
initiierte. Ziel dieser Aktion war es, die Öffentlichkeit auf das Problem der Missachtung 
von Arbeitnehmerrechten aufmerksam zu machen. 

Zusätzlich konzentrierte sich Razem auf Themen wie Lohnerhöhung, Anhebung 
des Spitzensteuersatzes auf 75 Prozent für natürliche Personen, den öffentlichen 
Wohnungsbau, das Verbot von Zwangsräumung, Verhinderung der Privatisierung des 
Gesundheitswesens, die Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs, Erhöhung 
der Bildungsausgaben, darunter Erhöhung der Gehälter für Lehrer, Dezentralisierung 
des Staates, Senkung der Gehälter der Parlamentarier und deren Verknüpfung mit 
Mindestlohn sowie den Umbau der polnischen Wirtschaft hin zu einer sauberen 
Industrie mit zahlreichen Arbeitsplätzen.
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Im Mai 2018 verkündete Razem, dass sie mit der Sammlung von Unterschriften für 
den Entwurf eines Gesetzes eintritt, das die wöchentliche Arbeitszeit von 40 auf 35 
Stunden verkürzen sollte. Ab diesem Zeitpunkt begannen jedoch die größten Pro­
bleme der neuen Bewegung. Der Partei gelang es nicht, die erforderlichen 100.000 
Unterschriften zu sammeln. Am Ende konnte die Bewegung nicht einmal die Hälfte 
der notwendigen Unterschriften vorweisen. Das zeigte deutlich, dass die Organisa­
tion wirkungslos ist, keine ausgebaute und leistungsfähige Struktur besitzt, die für 
das gute Funktionieren einer jeden politischen Partei notwendig ist. Dies hat eine 
besondere Bedeutung im Hinblick auf die Tatsache, dass die Forderung nach der 
Verkürzung der Arbeitszeit einer der grundlegendsten Punkte von Razem war. Diese 
Niederlage hatte auch einen direkten Einfluss auf das katastrophale Ergebnis in der 
Kommunalwahl im Jahr 2018. Trotz der erheblichen Geldmittel aus der Staatskasse 
fehlte es Razem an Präsenz im ganzen Land. Das Ergebnis waren lediglich 1,57 Pro­
zent der Stimmen in ganz Polen. Kein einziger Kandidat zog in einen der Woiwod­
schaftstage ein. Alle Kandidaten, die von Razem bei den Wahlen von Präsidenten von 
Städten und den Wahlen von Stadträten unterstützt wurden, erzielten sehr schlechte 
Ergebnisse. Der einzige Erfolg war der Sieg des Kandidaten von Razem bei der Wahl 
des Bürgermeisters der kleinen Ortschaft Leśna. Der Kandidat trat nach der Wahl 
jedoch aus der Bewegung Razem aus.

Nach diesen Niederlagen schlug Razem die Gründung einer gemeinsamen linken 
Wahlkoalition für die Europawahl 2019 vor. SLD, die Grünen und Razem gründeten 
ein Büdnis und begannen programmatische Vorüberlegungen. Das Vorhaben geriet 
jedoch schnell ins Stocken, nachdem der ehemalige Bürgermeister der Stadt Słupsk, 
Robert Biedroń, mit Wiosna eine eigene Bewegung gründete und deutlich machte, 
dass diese dem Bündnis nicht beitreten werde. SLD und die Grünen hingegen 
beschlossen, der breiten, oppositionellen Allianz unter der Bezeichnung Koalicja 
Europejska beizutreten. Die Partei Razem nahm daraufhin Gespräche mit Wiosna 
über ein gemeinsames Bündnis bei der nächsten Europawahl auf. Ans Tages­
licht kam jedoch eine Veröffentlichung über den Verlauf der Verhandlungen, die 
die Erzielung einer Einigung unwahrscheinlich erscheinen ließ. Nach Meinung von 
Razem verlangte die neue Formation um Robert Biedroń von Razem rund eine Mil­
lion Złoty, den Verzicht auf den Namen der Bewegung im Wahlkomitee und das Ver­
bot der Teilnahme des Kandidaten Adrian Zandberg, der zu populär und zu eng mit 
der Partei Razem verbunden sei. Wiosna witterte die Gefahr, dass sein Auftreten zu 
einem Problem für die „neue“ Partei werden könnte. Im Gegenzug sollte Razem die 
Möglichkeit erhalten, den ersten und zweiten Platz auf der Wahlliste zu besetzen. 
Am nächsten Tag verkündete das Vorstandsmitglied Agnieszka Dziemianowicz-Bąk 
den Austritt aus der Partei Razem.

Im Februar 2019 wurden in Krytyka Polityczna, einer einflussreichen Zeitschrift 
der polnischen neuen Linken, mehrere Artikel veröffentlicht, in denen dargelegt 
wird, dass die Partei Razem in der derzeitigen politischen Situation keine Daseins­
berechtigung mehr hat. Schon ab Juli 2018 wurde ein deutlicher Mitgliederrückgang 
sichtbar, da zahlreiche ehemalige Razem-Anhänger in die Bewegung Wiosna von 
Robert Biedroń eintraten. Das durchschnittliche Ergebnis aus jüngsten Umfragen 
unterschreitet inzwischen ein Prozent, sodass die Bewegung Razem als mittlerweile 
irrelevant eingestuft werden kann. 
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2.4 Spanien | Wilhelm Hofmeister und Martin Friedek

In Spanien erleben neue, aus Bewegungen hervorgegangene Parteien seit einigen Jah­
ren großen Zulauf. Hier sind insbesondere Podemos und Vox interessant, die je nach 
Konzeption und Definition auch als politische Bewegungen bezeichnet werden könn­
ten. Seit 2014 sind beide jedoch als Parteien registriert. Sie verfügen mittlerweile über 
einen recht hohen strukturellen Organisationsgrad und weite territoriale Verbreitung.

PODEMOS: Von der Protestbewegung zur konsolidierten Partei
Podemos ist im Zuge der Protestbewegung 15-M entstanden, einer Groß­
demonstration an der Puerta del Sol in Madrid, die, beginnend am 15. Mai 2011, 
28 Tage dauerte und weitere Demonstrationen in anderen Landesteilen nach sich zog. 
Ausgelöst wurde der Protest der sogenannten Indignados (Empörte) u. a. durch den 
Unmut über die spanische Wirtschaftskrise, die 2008 einsetzte und die Jugendarbeits­
losigkeit nahezu explodieren ließ, den Enthusiasmus über den „Arabischen Früh­
ling“, im Zuge dessen einige Akteure ebenfalls endlich „echte Demokratie“ in Spanien 
implementieren wollten, die Kritik am spanischen Zwei-Parteien-System aus PP und 
PSOE (genannt PPSOE) und die Kritik an der bestehenden Korruption in beiden Groß­
parteien sowie die anstehenden Kommunalwahlen im Mai 2011, im Zuge derer die 
„Empörten“ mehr direkte, partizipative Demokratie einfordern wollten. Die Organi­
satoren des 15-M vertraten stets den Anspruch, eine parteilose, gewerkschaftsferne, 
soziale Protestbewegung zu sein. Einige Anführer der Protestbewegung begannen 
dann aber, die Indignados, die heterogenen Wählerschichten angehör(t)en, unter 
einem parteipolitischen Vorzeichen zu organisieren und die Bewegung damit poli­
tisch zu verstetigen. 

Die Dichotomie zwischen politischem Änderungsanspruch und der gleichzeitigen 
Ablehnung von festen politischen Strukturen und Hierarchien kennzeichnet nach 
wie vor die Rhetorik von Podemos. In der Praxis ist sie jedoch längst eine etablierte 
Partei. Der Soziologe Kerman Calvo diagnostiziert sogar: „Der 15-M hat für die poli­
tischen Projekte wie Podemos, Ganemos und andere den intellektuellen Unterbau 
geschaffen“. Führungsfiguren bei den Protesten wie bspw. Pablo Padilla tauchten spä­
ter auf den Wahllisten von Podemos auf. Der heutige Parteivorsitzende Pablo Iglesias 
war damals noch kein aktiver Politiker und arbeitete im Hintergrund für Izquierda 
Unida als Berater. Gerade diese Distanz zum Establishment, um die Podemos als 
Protestpartei stets warb, gepaart mit seinem zivilgesellschaftlichen Engagement in der 
extremen Linken, brachten Iglesias letztendlich die Spitzenkandidatur von Podemos 
2014 bei den Europawahlen ein. Podemos wurde zwar im Januar 2014 als Bewegung 
Podemos vorgestellt, registrierte sich dann jedoch kurz darauf als Partei. Bei den 
Europawahlen 2014 gewann sie auf Anhieb fünf Mandate.

Die maßgeblichen Gründungsmitglieder von Podemos waren Luis Alegre, Carolina 
Bescansa, Juan Carlos Monedero, Tania González, Íñigo Errejón und Pablo Iglesias. Bis 
auf Letzteren sind alle anderen mittlerweile aus der Parteiführung ausgeschieden. 
Intern gibt es zwei Hauptströmungen: Die Pragmatiker organisieren sich hinter Íñigo 
Errejón, sind jedoch in der Minderzahl. Die Ideologen und sogenannten Progressisten 
versammeln sich um Iglesias. Eine dritte, aber schwächere Strömung bilden die Anti­
kapitalisten, die im Zweifelsfall Iglesias näherstehen als Errejón. Carolina Bescansa 
versuchte zuletzt erfolglos, eine eigene vierte Strömung zu etablieren. 
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Errejón und seine Anhänger verloren zunehmend 
an Einfluss. Der Mitbegründer der Partei will sich 
jedoch mit seiner Niederlage nicht zufriedengeben 
und handelte insgeheim für die Kommunalwahlen 
im Mai 2019 eine Kooperation mit der ebenfalls 
linkspopulistischen Plattform „Más Madrid“ aus. 
Als Errejón im Januar bekanntgab, auf Carmenas 
Liste Más Madrid als Spitzenkandidat für das Amt 
des Regionalpräsidenten der Autonomen Gemein­
schaft Madrid zu kandidieren, schlug diese Nach­
richt bei Podemos völlig überraschend ein. Zwar 
erreichte Podemos, dass Errejón seinen Abge­
ordnetensitz im nationalen Parlament aufgab. 
Nichtsdestotrotz weigert er sich, seine Partei­
ämter aufzugeben, da er der „wahre“ Kandidat 
von Podemos sei. Iglesias ist nicht zuletzt seit dem 
schlechten Wahlergebnis von Podemos bei den 
Regionalwahlen in Andalusien, wo die Partei drei 
Mandate einbüßte, zusätzlich geschwächt. 

Jede Führungsfigur, die es bisher gewagt hat, Kri­
tik an Iglesias zu äußern, wurde aus dem inner­
sten Zirkel der Parteiführung entfernt, in der Regel 

auch mit Hilfe von parteiinternen Wahlen. Iglesias verhält sich dabei genau wie die 
übrigen Parteiführer des politischen Establishments in Spanien. Er nutzt die starke 
Führungsrolle und umfassenden Kompetenzen aus, die das spanische Parteiengesetz 
den Vorsitzenden zugesteht. Als charismatisch kann Iglesias höchstens gegenüber sei­
nen eigenen Anhängern und den engeren Parteizirkeln von Podemos gelten. In den all­
gemeinen Meinungsumfragen liegt er hinsichtlich seines Beliebtheitsgrades lagerüber­
greifend bei den Wählern seit Jahren auf dem letzten oder vorletzten Platz, was aber 
auch mit der allgemeinen Zustimmung zu Podemos zusammenhängt. 

Podemos besitzt zwar konsolidierte Parteistrukturen, trat jedoch bei den Parlaments­
wahlen 2016 in einer Wahlkoalition mit anderen Linksgruppierungen unter dem 
Namen Unidos-Podemos („Vereint können wir“) an. Das wird sie auch bei den Wah­
len Ende April 2019 wiederholen. Nur im Zusammenschluss mit weiteren nationalen 
sowie regionalen Splitterparteien gelingt es Podemos, im Großteil der spanischen 
Wahlbezirke Kandidaten zu präsentieren. Zu den wichtigsten Koalitionspartnern 
gehören u. a. landesweit die Izquierda Unida (Vereinte Linke), in der die ehemalige 
Kommunistische Partei Spaniens aufgegangen ist, Compromís in Valencia, En Comú 
in Katalonien und En Marea in Galizien. Der trotzkistische Schriftsteller und Philo­
soph Santiago Alba bringt zum Ausdruck, wie die Partei es innerhalb von nur einem 
halben Jahrzehnt geschafft hat, sich ins politische Establishment einzugliedern und 
damit bei vielen Wählern, die auf der Suche nach der permanenten Revolution sind, 
Enttäuschung hervorzurufen: „Podemos ist konventionell geworden, hat sich treiben 
lassen und will sich im Komfort einrichten. Viele Wähler sind enttäuscht, auch wenn 
sie vermutlich noch zähneknirschend Podemos wählen, so, wie man es früher mit der 
PSOE machte“ 46. 
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Über 515.000 Sympathisanten zählt die Partei, wobei sich diese einfach online regis­
trieren können und keine monatlichen Beitragszahlungen leisten. Nur die wenigsten 
zahlen auch für ihre Mitgliedschaft. Für 2014 gab Podemos nur rund 6.800 zahlende 
Mitglieder an.

Die Programmatik von Podemos ist dem linken politischen Spektrum zuzuordnen. 
Besonders in den ersten beiden Jahren versuchte die Partei(-führung) um Pablo 
Iglesias, neue Wähler unter den Enttäuschten, Empörten und Krisenverlierern zu 
gewinnen, indem sie eine Pauschalkritik an der „politischen Kaste“ übte, die sich 
angeblich aller staatlicher Institutionen bemächtigt hätte. Nur Podemos wäre dem­
nach in der Lage, wahre Demokratie in Spanien zu schaffen, indem man die Privile­
gien und die Machtaufteilung von PP und PSOE beende, die unabhängig von jeg­
lichem Wahlergebnis Bestand habe. 

Podemos positioniert sich jedoch nicht nur gegen die traditionellen politischen Eliten, 
sondern kritisiert das gesellschaftliche und politische Establishment als neoliberal. Die 
Verquickung einer privilegierten Elite mit Wirtschaftsinteressen und einer neoliberalen 
Ordnung führt in den Augen von Podemos zu Armut und einem Verlust sozialer und 
politischer Beteiligungsrechte breiter Bevölkerungsschichten. Wegen der generellen 
Kritik an den etablierten Eliten und aufgrund des eigenen Anspruchs, den Willen einer 
breiten (sozial benachteiligten) Bevölkerungsschicht kollektiv zu vertreten, kann die 
Rhetorik von Podemos prinzipiell als populistisch eingestuft werden.

Die aktuellen wirtschafts- und finanzpolitischen Vorstellungen von Podemos gehen 
einerseits aus den Wahlprogrammen für ganz Spanien von 2016 und für Andalusien 
2018 hervor und wurden andererseits in den Haushaltsverhandlungen mit der PSOE 
zur Verabschiedung des Staatshaushaltes 2019 deutlich. Die Strategie von Podemos in 
der Wirtschaft- und Finanzpolitik ist und bleibt es, vor allem höhere Steuereinnahmen 
und eine redistributive Steuerpolitik zu fordern, wobei potenzielle Einnahmen noto­
risch zu hoch angesetzt werden. Im Wirtschaftsprogramm 2016 wurden Mehraus­
gaben von 24 Mrd. EUR jährlich bis 2019 gefordert, die nur vage über höhere Ein­
kommenssteuern für Besserverdienende, höhere Unternehmensbesteuerungen und 
einen „Multiplikatoreffekt“ dank der expansiven Wirtschaft zu zwei Dritteln gegen­
finanziert sein sollten. In Voraussicht dessen, dass diese Ziele wohl nicht erreicht wer­
den dürften, forderte Podemos im gleichen Programm zugleich eine Änderung des 
Verfassungsartikels 135, um dem „Vorrang der Schuldentilgung vor allen weiteren 
wirtschaftspolitischen Erwägungen“ ein Ende zu bereiten und somit vermehrt Neu­
schulden aufnehmen zu können.

In der Energiepolitik gibt Podemos vor, grüne Züge zu tragen. Allerdings sollen die 
meisten Ziele über staatsinterventionistische Instrumente und nicht über Innova­
tion und Marktmechanismen erreicht werden, weshalb fraglich ist, ob diese nach­
haltig wettbewerbsfähig umgesetzt werden könnten. So seien z. B. die Gewinne der 
Energiefirmen zu kontrollieren und deren Beteiligung an den Kosten für die Bereit­
stellung von Energie für sozial Schwache sicherzustellen. Auch in der Wohnungs­
politik setzt die Formation auf interventionistische Instrumente: Mietpreise sollen 
durch die Kommunen festgelegt werden und Hausbesetzer sollen in unbewohnten 
Gebäuden ungestraft mindestens ein Jahr lang bleiben können. 
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Aus dem Stand gewann Podemos bei der Europawahl im Mai 2014 überraschend 
über 1,2 Mio. bzw. 7,98 Prozent der Stimmen und wurde mit fünf Mandaten viert­
stärkste Kraft Spaniens im Europäischen Parlament. Dieser Trend setzte sich bei den 
Parlamentswahlen 2015 und 2016 fort. Podemos und Izquierda Unida gewannen im 
Dezember 2015 zusammen 71 Mandate (24,33 Prozent), rutschten dann jedoch im 
Zuge der Neuwahlen im Juni 2016 im gemeinsamen Wahlbündnis Unidos-Podemos 
um 1 Mio. Stimmen auf 21,4 Prozent ab, was jedoch vorerst nichts an der erreichten 
Anzahl der Mandate von 71 änderte.

Im März 2016 verweigerte Unidos-Podemos der PSOE und Pedro Sánchez die Unter­
stützung, als dieser versuchte, mit Ciudadanos eine Minderheitsregierung zu bilden, 
die auf die Stimmen von Podemos angewiesen gewesen wäre, um seine Investitur zu 
erreichen. Iglesias forderte stattdessen eine „authentische Regierung des politischen 
Wandels“, die nur durch eine Zusammenarbeit der PSOE mit Podemos zustande­
kommen könne. Zugleich gestaltete er weitreichende Personalpläne für seine Partei­
führung in der Regierung. Allerdings gab es dafür keine parlamentarische Mehrheit. 
Die Verweigerungshaltung von Iglesias mündete letztlich in Neuwahlen im Juni 2016. 

Dieses Taktieren, die internen Streitigkeiten und Iglesias’ zunehmend zentralisierter 
Führungsstil in der Partei schienen vielen Anhängern nicht zu gefallen. Auch die errati­
sche Haltung von Iglesias gegenüber der Unabhängigkeitsforderung der katalanischen 
Nationalisten findet bei vielen linken Wählern in Spanien keine Unterstützung. Die 
Partei verlor im Durchschnitt aller großen Meinungsumfragen deutlich an Zuspruch 
zugunsten der PSOE. Auch die Unterstützung der Minderheitsregierung von Pedro 
Sánchez ab Juni 2018 und das vergebliche Werben von Iglesias bei den katalanischen 
Nationalisten um ihre Zustimmung zum Haushaltsentwurf der Regierung Sánchez hal­
fen Podemos nicht. Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen 2019 fiel Podemos auf 
14,3 Prozent der Stimmen ab.

Die Rechtspopulisten von Vox, die Mitte-rechts-gerichtete Volkspartei PP und die 
(sozial-)liberale Ciudadanos schlossen eine Koalition oder inhaltliche Zusammenarbeit 
mit der links-populistischen Podemos kategorisch aus. Dies ist insbesondere im Falle 
von Vox interessant, da einige Analysten den Rechtspopulisten vorwerfen, inhaltlich 
etwa ein Fünftel ihres Wirtschaftsprogramms mit Podemos gemein zu haben, bei­
spielsweise die explizite Forderung nach einer Reindustrialisierung Spaniens, auch 
wenn Vox in Steuerfragen – zumindest nach außen – eher eine liberale anstatt eine 
redistributive Logik zu verfolgen vorgibt.47

In einem besonderen Spannungs- und Wettbewerbsverhältnis zu Podemos stehen 
die Sozialisten. Sie haben sich unter Pedro Sánchez deutlich nach links bewegt, ähn­
lich wie zu Zeiten von José Luis Rodríguez Zapatero und zum Missfallen einiger tradi­
tioneller PSOE-Verbände, allen voran dem mitgliederstärksten Verband Andalusien. 
Damit hat Sánchez zwar moderatere Wähler an Ciudadanos verloren. Geschadet 
hat es der PSOE nicht, da sich die  Partei 2019 auf knapp 29 Prozent steigerte, mit 
Abstand stärkste Partei wurde und Pedro Sánchez Ministerpräsident blieb, der sich 
allerdings nicht auf eine eigene Mehrheit stützen kann.
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Trotz aller Rivalität liebäugelten PSOE und Podemos damit, nach den Wahlen eine 
Regierungskoalition einzugehen. Die PSOE ist bereits bei den gescheiterten Haus­
haltsverhandlungen 2019, aufgrund derer es Neuwahlen gegeben hat, Podemos weit 
entgegengekommen und hat weitreichende Zugeständnisse beim Mindestlohn, beim 
Mietrecht, bei der Neuverschuldung und den Sozialausgaben gemacht. Nach den vor­
gezogenen Wahlen im April 2019 konnten sich die PSOE und Podemos nicht auf eine 
Koalition einigen. Dem Land drohen jetzt sogar wieder Neuwahlen.48 

Festhalten lässt sich, dass Podemos eine Partei mit einem basisdemokratisch-links-
autonomen Grundverständnis ist, die sich gegen das Erbe der demokratischen 
Transition 1978 stellt. Podemos tritt in weiten Teilen Spaniens als Koalition mit 
Izquierda Unida zu Wahlen an, in Valencia, Katalonien und Galizien zudem auch mit 
Regionalparteien. Seit 2014 hat Podemos an allen seitdem anstehenden Wahlen teil­
genommen und dabei Mandate im Europäischen Parlament, im spanischen Parla­
ment, auf regionaler und lokaler Ebene gewonnen. Die Partei besteht zwar aus vielen 
Seiteneinsteigern, besitzt jedoch umfassende Parteistrukturen sowie ein nationales 
und regionale Wahlprogramm(e). Die Seiteneinsteiger professionalisieren sich sehr 
rasch und arbeiten zügig an ihrer politischen Karriere. Pablo Iglesias ist eine starke, 
jedoch zunehmend auch intern umstrittene Führungsfigur; seine Beliebtheit in 
der Gesamtbevölkerung ist schlecht. Ein in Teilen radikales, basisdemokratisches 
Grundverständnis hat die Partei zweifellos; zudem experimentiert sie mit neuen 
Partizipationsformen wie beispielsweise der Verlosung von Ämtern. Der anti-Establish­
ment-Charakter gegen die PPSOE, die „politische Kaste“ und den Neoliberalismus ist 
ein Grundantrieb von Podemos. Die meisten der 500.000 Sympathisanten der Par­
tei sind eher „Follower“ als Mitglieder. Eine einfache Registrierung auf der Webseite 
reicht, um sich Podemos anzuschließen. Allerdings darf die gute Vernetzung der Par­
tei in die Kulturszene, die Autonomenszene und den linksgerichteten vorpolitischen 
Raum nicht unterschätzt werden. In diesen sozialen Sphären besteht eine hohe und 
weitgehende Kohäsion mit der parteipolitischen Organisation Podemos.
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VOX
Vox ist 2013 u. a. von dem ehemaligen PP-Abgeordneten im baskischen Regionalparla­
ment, Santiago Abascal, mitgegründet worden, der die Volkspartei aus Enttäuschung 
über den pragmatischen Politikstil von Mariano Rajoy und einen angeblichen Ver­
lust konservativer Werte der PP unter Rajoy verließ. Durch Aufmärsche und radikale 
Parolen gegen die katalanischen Nationalisten, Klagen über die angeblich zu lasche 
Haltung der Regierung Rajoy und der übrigen Parteien gegenüber den Separatisten, 
dann auch gegen illegale Migranten und Muslime, gewann Vox im Verlauf des Jahres 
2018 mehr Aufmerksamkeit. Nach dem illegalen Referendum in Katalonien im Okto­
ber 2017 war Vox die einzige Partei, die von Beginn an als Nebenklägerin im Verfahren 
gegen die Führungsriege der katalanischen Sezessionisten antrat.49 Das hat der Partei 
seither viel politische Sichtbarkeit beschert. Der überraschende Aufstieg von Vox ist 
somit zum einen mit einer tiefen Unzufriedenheit einer bestimmten Wählerschicht mit 
der gesamtstaatlichen Politik gegenüber den Unabhängigkeitsbewegungen im Norden 
des Landes zu erklären, vor allem im Hinblick auf die Radikalisierung der Sezessions­
bewegung in Katalonien. Zum anderen behauptet Vox, verhindern zu wollen, dass die 
ETA-Verbrechen und ihre 853 Todesopfer allmählich zu einem romantischen Freiheits­
kampf verklärt werden könnten.

Die weiteren Mitbegründer José Luis González Quirós, José Antonio Ortega Lara 
und Ignacio Camuñas sind ebenfalls ehemalige UCD- und PP-Mitglieder. Der ehema
lige leitende Justizvollzugsbeamte Ortega Lara wurde 1996/1997 für 532 Tage von 
der ETA in einem Erdloch gefangen gehalten. In der Folge sprach er sich gegen die 
Verhandlungen Zapateros mit der ETA aus. Ignacio Camuñas war Ende der 1970er 
Jahre UCD-Abgeordneter und Minister für Parlamentsbeziehungen. Parteipräsident 
Santiago Abascal war zwischen 1993 und 2004 PP-Mitglied im Baskenland und hatte 
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Ämter als Stadt- und Bezirksrat und als Regionalabgeordneter im baskischen Parla­
ment inne. Generalsekretär Javier Ortega Smith war Mitglied der Spezialkräfte des 
Militärs und versucht im Vorfeld der anstehenden Wahlen, insbesondere hoch­
rangige und respektierte Militärs für eine Mitarbeit in der Partei zu gewinnen.

Laut eigenen Angaben überschritt Vox Ende Januar 2019 die Mitgliederzahl von 
30.000 zahlenden Aktiven. Zum Vergleich: Im Januar 2018 waren es noch 5.085 Mit­
glieder. Die Zeitung La Razón spricht bereits von 35.000 Mitgliedern im Februar 2019. 
Das rasche Wachstum stellt die Partei vor strukturelle Herausforderungen. Die Partei­
führung erklärte, darum bemüht zu sein, opportunistische Neuzugänge und Kandi­
daturen zu verhindern, die nicht den Kern der Parteiphilosophie teilen, aber Karriere 
machen wollen. Daher schaffte man im Januar 2019 das interne Urwahlsystem ab und 
gab einen Dekalog heraus, den jedes Parteimitglied befolgen muss. Bei Verstößen 
gegen diese Gebote droht ein Parteiausschluss oder der Ausschluss von Ämtern. Die 
zehn Punkte wurden mit 97 Prozent auf dem Delegiertenparteitag im Februar 2019 
verabschiedet. Allerdings sind einige Punkte sehr vage gehalten, sodass die Partei­
führung künftig wohl auch willkürlich anhand von subjektiven Kriterien Kritiker aus­
schließen kann. Zudem ist die Identität der Mitglieder des Garantieausschusses der 
Partei nicht bekannt, was für eine demokratische Partei problematisch ist. 

Zu den wichtigsten programmatischen Positionen von Vox gehören die Verteidigung 
der „spanischen Nation“, die Rückerlangung einer bedeutenderen internationalen 
Rolle Spaniens, die Abschaffung des Regionalismus und der Autonomen Gemein­
schaften, eine unabhängige Justiz (ohne Einfluss der Parteien auf die Wahl von Rich­
tern) sowie die Verteidigung einer „Kultur des Lebens und der Familie“, womit einige 
Beobachter eine Ablehnung der Freigabe der Abtreibung und der Gesetze zur Gleich­
berechtigung der Frauen sehen. Die wachsende Zahl von Migranten kritisiert Vox in 
einer Weise, die als xenophob bezeichnet wird und in Spanien so bisher nicht artiku­
liert wurde. Damit geht ein ausgesprochener Anti-Islamismus einher. Das wichtigste 
Thema für Vox aber bleibt die Kritik an der katalanischen und auch an der baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung und damit auch die Kritik an der amtierenden Regierung 
von Pedro Sánchez sowie auch an den anderen Parteien wegen einer vermeintlich zu 
laschen Reaktion gegenüber diesen Unabhängigkeitsbewegungen. 

Auch die erratische Haltung der Regierung im Hinblick auf eine Umbettung des Leich­
nams des Diktators Francisco Franco kritisiert Vox sehr scharf, ohne dass die Partei­
führung explizit die Franco-Diktatur verteidigen würde. In Spanien wird darüber dis­
kutiert, ob man Vox als rechts(-populistisch) oder rechtsradikal bezeichnen soll. Ein 
Kandidat musste vor den Parlamentswahlen im April 2019 wegen Antisemitismusvor­
würfen zurücktreten. Vox stellt zwar die Grundlagen der spanischen Verfassung nicht 
grundsätzlich in Frage, will jedoch das System der Regionalautonomie abschaffen, was 
einer tiefgreifenden Verfassungsänderung bedürfte. Letztlich hat die Partei zu vielen 
Themen keine klaren programmatischen Positionen, sondern beschränkt sich dar­
auf, in populistischer Weise einige Reizworte in den politischen Raum zu werfen, die 
dann zu heftigen Reaktionen anderer Parteien oder der öffentlichen Meinung füh­
ren, was Vox wiederum dazu dient, sich als Gegengewicht zu den „Systemparteien“ 
darzustellen und entsprechend Stimmen eines Teils der unzufriedenen Bevölkerung 
abzuschöpfen. Beispielsweise hatte Vox kurz vor dem Attentat in Neuseeland öffent­
lich Erleichterungen beim Kauf und Tragen von Waffen zum persönlichen Schutz 
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gefordert. Angesichts der niedrigen Rate von Gewaltkriminalität in Spanien haben 
auch Polizeiangehörige ihr Unverständnis über diesen Vorschlag ausgedrückt. Doch 
Vox war damit einige Tage in den Medien. Ähnliche Provokationen von rechten Par­
teien sind auch in anderen europäischen Ländern zu beobachten. Die Kontakte von 
Vox zu den Rechtspopulisten in anderen Ländern sind zwar noch begrenzt, wer­
den anscheinend aber im Vorfeld der Wahlen zum Europäischen Parlament enger 
geknüpft. Steve Bannon, der ehemalige Berater von Donald Trump, der nun von Rom 
aus eine rechtsnationalistische Bewegung in Europa aufbauen will, hat behauptet, 
über Kontakte zu Vox zu verfügen; er will die Partei im Vorfeld der spanischen Parla­
mentswahlen besuchen.50 Aufgrund ihres Bemühens, sich deutlich von den „System­
parteien“ abzuheben und sich als einzige wahre Vertreterin der spanischen „Nation“ 
zu präsentieren, ist Vox eindeutig als populistische Partei zu charakterisieren.

Bei den Europawahlen 2014 erhielt Vox 244.000 Stimmen. Es fehlten jedoch 
55.000 Stimmen, um ein Mandat zu gewinnen. Bei den nationalen Wahlen von 2015 
und 2016 hat die Partei nur 0,23 Prozent (2015) bzw. 0,2 Prozent (2016) der Stimmen 
erhalten und kein Mandat im Abgeordnetenhaus gewonnen. Erst durch die natio
nalistische Gegenreaktion auf die Unabhängigkeitsbewegung in Katalonien wurde 
Vox seit Mitte des Jahres 2017 landesweit stärker. Dennoch war bis zu den Wahlen in 
Andalusien nicht damit gerechnet worden, dass Vox einen größeren Stimmenanteil 
gewinnen könnte. Groß war daher die Überraschung, als Vox am Wahlabend knapp 
elf Prozent und fast 400.000 Stimmen erreicht und zwölf Mandate im Regionalparla­
ment gewonnen hatte. Vor allem aber hing damit von dieser Partei nun die Chance 
eines erstmaligen Regierungswechsels in Andalusien nach gut vier Jahrzehnten 
PSOE-Regierung ab.

Dieser Erfolg und die daraus resultierende Medienaufmerksamkeit ließen die Umfrage­
werte der Partei für die anstehenden Parlamentswahlen am 28. April 2019 sowie die 
Europa-, Regional- und Kommunalwahlen am 26. Mai 2019 förmlich explodieren. Vox 
erreichte dann 10,3 Prozent und 24 Mandate bei den Parlaments- und 6,2 Prozent bei 
den Europawahlen. 
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Ausblick
Vox scheint sich vorerst im spanischen Parteiensystem zu etablieren und erschwert 
sowohl der Volkspartei (PP) als auch Ciudadanos bessere Ergebnisse. Den größten 
Wählerzuwachs erhielt Vox von der PP; ca. 28 Prozent der Wähler von Vox sind dem­
nach ehemalige PP-Wähler. Auch von Ciudadanos zieht Vox ca. ein Fünftel seiner 
Wählerschaft ab. Zudem mobilisiert Vox auch bisherige Nichtwähler. 

Vox hat zwar den historischen Regierungswechsel in Andalusien von PP und Ciu­
dadanos stillschweigend mitgetragen und viele PP-Führungskader haben keine 
Annäherungsschwierigkeiten an Vox. Allerdings ist Vox kein der PP per se positiv 
gesinnter, automatischer Koalitionspartner. Die PP befindet sich dahingehend in 
einer schwierigen Position: Einerseits versucht der Parteivorsitzende Pablo Casado 
das Abwandern unzufriedener Wähler durch schärfere ideologische Positionen zu 
bremsen, andererseits greift er Vox als „falsche Kopie“ der PP an. 

Für Ciudadanos sind die Berührungsängste mit Vox noch wesentlich größer als für die 
PP, da der Versuch des Vorsitzenden Albert Riveras, seine Partei in der politischen Mitte 
zu positionieren und insbesondere von den „linken“ PP-Wählern und den „konserva­
tiven“ PSOE-Wählern zu profitieren, von Vox herausgefordert wird. Diese Zielgruppen 
reagieren viel sensibler auf die Kooperation mit Vox als enttäuschte liberal-konserva­
tive und national-konservative PP-Wähler. Dem PP kommt daher zwischen Vox und 
Ciudadanos eine Scharnierfunktion zu, von der die Volkspartei verschlissen zu werden 
droht. PSOE, Podemos und die Separatisten bezeichnen Vox in allen Diskursen direkt 
als „Faschisten“, die notfalls von der Straße aus bekämpft werden müssten.

Vox stellt bisher die demokratische Grundordnung Spaniens nicht grundsätzlich 
in Frage, sondern hat in ihren Wahlprogrammen behauptet, für eine bessere Ver­
teidigung der nationalen Institutionen gegenüber Verfassungsverletzungen einzu­
treten. Allerdings weist Vox den nationalen Institutionen mehr Gewicht zu als den 
Regionen und will in der Folge die Autonomen Gemeinschaften abschaffen. 

Die Partei besteht größtenteils nicht aus Seiteneinsteigern, sondern aus ehemaligen 
PP-Aktiven, Anwälten und Unternehmern, wobei auch die Staatsbediensteten, v. a. 
die spanische Polizei, die Guardia Civil und das Militär, eine besondere Zielgruppe 
von Vox darstellen. Eine gegen das Establishment gerichtete Rhetorik besteht vor 
allem gegenüber der PP und der PSOE, denen Vox Versäumnisse beim Schutz der 
spanischen Verfassung vor den Separatisten sowie Korruption vorwirft. Der Vor­
sitzende Santiago Abascal präsentiert sich als führungsstark und hat auf dem letz­
ten Delegiertenparteitag vom Februar 2019 die Partei nochmals stärker auf sich 
zugeschnitten. Es bleibt abzuwarten, wie er und die Partei insgesamt inhaltlich und 
strukturell auf das rapide Wachstum reagieren werden.
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2.5 Tschechische Republik | Vít Hloušek

ANO 2011
Andrej Babiš, ein Milliardär slowakischer Abstammung, war bereits seit Anfang des 
demokratischen Transformationsprozesses in der tschechischen Wirtschaft als Che­
mie- und später Medienunternehmer tätig. Offene politische Ambitionen bekundete 
er jedoch erst ab September 2011. Damals kritisierte er das politische Establish­
ment der Republik als korrupt und unfähig. Gleichzeitig verkündete er die Grün­
dung der Initiative Bürgerforum gegen Korruption, Inkompetenz der Politiker und für 
Durchsetzung von Gesetzen. Kurz danach benannte sich die Initiative in Aktion der 
unzufriedenen Bürger („Akce nespokojených občanů“) um und wählte als Abkürzung 
das Wortspiel ANO 2011.51

Babiš’ Medienkampagne und seine Äußerungen zu Korruption, angeblichen „Paten“ in 
Wirtschaft, Politik und Verwaltung oder zu einem „tschechischen Palermo“, gewannen 
schnell an Zuspruch und wurden gleichzeitig durch sich häufende Affären der dama­
ligen Koalitionsregierung unter Petr Nečas von der bürgerlich-konservativen Partei 
(ODS) unterstrichen. Bereits im Oktober 2011 als eine Bürgervereinigung gegründet, 
die jedoch nicht in den Wahlen kandidieren durfte, folgte im Mai 2012 die Umwandlung 
zu einer politischen Bewegung.

Nach anfänglichem Zögern übernahm Babiš selbst die Führung der neuen 
Bewegung und stand im Sommer 2013 an der Spitze der Wahlkampagne für die vor­
gezogene Wahl zum Abgeordnetenhaus. Zahlreiche Experten für Politikmarketing 
wurden dafür engagiert. Gemeinsam mit anderen Spitzenkandidaten unterzog sich 
Babiš einem intensiven Medien-, Sprach- und Marketingtraining. Diese Investitionen 
zahlten sich aus: Im Herbst 2013 galt Babiš in der tschechischen Öffentlichkeit als 
einer der beliebtesten Politiker. Dazu beigetragen hat zweifellos sein Charisma, 
aber ebenso, dass er sich das sensible Thema Korruption zu eigen machte und die 
Korruptionsaffären der beiden damaligen Regierungsparteien ODS und der mittler­
weile aufgelösten Věci veřejné (Öffentliche Angelegenheiten).52 Die Kombination die­
ser Faktoren machten nach den Parlamentswahlen 2013 aus ANO nicht nur einen 
festen, sondern mittlerweile den bestimmenden Bestandteil der tschechischen 
Parteienlandschaft aus.

Babiš ist durch sein Vermögen, das er als Chemieunternehmer erwarb, auch der wich­
tigste Geldgeber der Bewegung. Vor 1989 arbeitete er im Außenhandel der Tschecho­
slowakei und war Mitglied der Kommunistischen Partei. Ab 1980 wurde Babiš als 
Vertrauensperson des staatlichen Geheimdienstes STB geführt, was er jedoch massiv 
bestreitet. Nach 1989 baute er das Unternehmen Agrofert auf. Ab Mitte der 1990er 
Jahre wuchs dieses zu einer mächtigen Holding im Bereich der Chemie- und Lebens­
mittelindustrie heran. Babiš selbst wurde einer der reichsten Unternehmer in der 
Tschechischen Republik und verfügt seitdem über einflussreiche Verbindungen nach 
Mittel- und Westeuropa. 

Bis 2011 verzichtete er auf direktes Eingreifen in die Politik und konzentrierte sich auf 
die Ausweitung und Konsolidierung seiner wirtschaftlichen Aktivitäten. Politische Kon­
takte pflegte er insbesondere zu Vertretern der sozialdemokratischen Partei (ČSSD), 
teilweise aber auch zur ODS. Als diese Verbindungen abbrachen, stieg Babiš’ Bedürf­
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nis, in die Politik einzutreten. Nicht zu unterschätzen war aber auch ein anderes Motiv: 
Andrej Babiš fühlte sich seit jeher den Politikern überlegen. Er betrachtete die meisten 
als inkompetent und war überzeugt, den Wählern eine bessere Alternative bieten zu 
können. Seine wirtschaftlichen Interessen, kombiniert mit einem gewissermaßen idea­
listischen politischen Messianismus, führten letztendlich im Jahr 2013 zu einem erfolg­
reichen Einstieg in die tschechische Politik.

An dieser Stelle kann festgehalten werden, dass ANO ein ausgezeichnetes Mit­
tel für ein solches Engagement war. Die Bewegung entspricht einer lupenreinen 
Unternehmerpartei, vergleichbar mit Silvio Berlusconis Forza Italia oder dem Team 
Stronach aus Österreich. Charakteristisch für derartige Parteien sind neben der 
dominanten Rolle des Gründers und Parteiführers seine wirtschaftlichen Eigen­
interessen, die Übertragung von businessüblichen Handlungsmodellen in die Sphäre 
der Politik und extrem zentralisierte Entscheidungsprozesse. Das führt zu einem 
sehr niedrigen Niveau innerparteilicher Demokratie, zu einer begrenzten Mitglieder­
basis, aus der viele von der Managementebene von Agrofert der Partei beitraten, zu 
einer rigide gehandhabten und zentral kontrollierten Aufnahme neuer Mitglieder 
und schließlich einer ebenso gehandhabten Nominierung von Kandidaten für Wah­
len auf allen Ebenen. Babiš’ führende Rolle in den Entscheidungsprozessen wird am 
besten durch seine eigene Aussage charakterisiert: „Ich zahle, ich entscheide.“ 

Bei allen Mängeln hinsichtlich der innerparteilichen Demokratie manifestiert dieser 
Mechanismus der zentralen Aufsicht über Mitglieder und Kandidaten seine Stärke und 
seine Effektivität bei der Herstellung von Geschlossenheit und Gefolgschaft unter den 
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Abgeordneten und anderen gewählten Repräsentanten der Partei. Diese bilden eine 
monolithische und überaus verlässliche Abstimmungsentität für ihren Anführer.53

Nicht nur die Organisation, sondern auch die Programmausrichtung von ANO ent­
spricht eher einem Unternehmen als „Verkäufer der politischen Ware“ 54. Die Grund­
steine der ANO-Strategie waren professionelle Marketingmethoden und ein nahezu 
grenzenloser inhaltlicher Pragmatismus. Dadurch gelang es der Bewegung, ihr 
Programm sehr flexibel zu gestalten und immer wieder zu verändern. Vereinfacht 
gesagt, versuchte ANO vor der Wahl zum Abgeordnetenhaus im Jahr 2013 die Wäh­
ler der Mitte und des rechten Lagers des politischen Spektrums anzusprechen. Dies 
gelang, da ANO unzufriedene Wähler der Koalitionsparteien von Nečas’ bürger­
lich-konservativer Regierung auf ihre Seite ziehen konnte. 

Im Jahr 2017 verschob sich dann der Fokus der Partei nach links, wodurch sie viele 
ehemalige Wähler der Sozialdemokraten gewann. Des Weiteren wurde ANO nach 
den Europawahlen 2014 Teil der liberalen ALDE-Fraktion im Europäischen Parlament, 
was die programmatische Unbestimmtheit noch klarer verdeutlicht.55 Im Jahr 2013 lag 
der programmatische Schlüssel zum Erfolg noch in der Ablehnung der „etablierten“ 
politischen Eliten, im Kampf gegen Korruption, einem Plan für wirtschaftliche Moder­
nisierung und der Vision eines effektiven, technokratisch gemanagten Staates nach 
dem Vorbild eines Wirtschaftsunternehmens. Zu den Wahlen 2017 behielt man diese 
Leitlinien zwar bei, betonte jedoch stärker soziale Aspekte wie höhere Renten, einen 
verbesserten Verbraucherschutz und schneller erreichbare und qualitativ bessere 
Sozialleistungen. 

Im Kontext der Migrationskrise und der damit verbundenen aufgeregten Reaktionen 
der tschechischen Öffentlichkeit sowie der politischen Führung56, rückte auch die 
Sicherheit der Bürger in den Vordergrund bei ANO. Das in der Öffentlichkeit empfind­
lich wahrgenommene Thema der europäischen Integration ging man ebenfalls sehr 
pragmatisch an. Die Äußerung: „Das Ziel ist es, die Union so zu reformieren, dass 
sie deutlich weniger macht, aber das dafür deutlich besser“ 57, kann unterschied­
lich ausgelegt werden. ANO wurde faktisch Teil des tschechischen Mainstreams der 
gemäßigten Euroskeptiker, ohne sich dabei die Tür der pro-Migrationspolitik zu ver­
schließen, falls sich diese für die Partei als nützlich erweisen sollte.

Babiš hat eine management-technokratische Vorstellung von Politik, die vor allem 
eins sein muss: „effektiv“.58 Entsprechend dieser Vorstellung legt er großen Wert auf 
Themen wie moderne Technologien, Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, Ent­
wicklung sogenannter Smart Cities usw. Problematisch an seiner Vorstellung von Poli­
tik ist die in seinem Wirken enthaltende Tendenz zur Zentralisierung von Macht und 
Entscheidungsprozessen, zur Stärkung der Exekutive zu Lasten der Gesetzgebung und 
zur Einschränkung der Gewaltenteilung. So schlug Babiš im Jahr 2017 zum Beispiel 
die Abschaffung der regionalen Verwaltung und des Senats vor. Er wollte die Zahl der 
Abgeordneten halbieren und die Geschäftsordnung des Parlaments ändern, was eine 
Einschränkung der politischen Debatten zur Folge gehabt hätte. Auch wollte er die 
direkte Demokratie zu Lasten der repräsentativen Demokratie stärken und die politi­
sche Kontrolle von Beamten ausweiten. So trägt Babiš zur faktischen Schwächung der 
Mechanismen der liberalen Demokratie bei.59
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Interessant ist, dass ANO trotz erkennbarer Demokratiedefizite von Beginn an sehr 
erfolgreich ist. Die folgende Tabelle bietet eine Übersicht ausgewählter Wahlergebnisse:

Tabelle 1: Wahlergebnisse ANO 2013–2019

Wahlen Abgeordnetenhaus Europäisches Parlament Regionalwahlen

Jahr 2013 2017 2019 2016

Wahler­
gebnis (%)

18,65 29,64 21,2 16,13

Quelle: www.volby.cz

Bei den Wahlen 2013 wurde ANO noch zweitstärkste Partei, im Jahr 2017 konnte sie 
schließlich die Wahlen gewinnen. Der Zuspruch zu ANO hielt sich seitdem konstant bei 
rund 30 Prozent. In den Jahren 2013 bis 2017 regierte ANO in der Koalitionsregierung 
von Bohuslav Sobotka mit den Sozial- und Christdemokraten. ANO bekam ein Drittel 
aller Ministerposten und Babiš wurde Finanzminister und stellvertretender Minister­
präsident. Mit massiver Unterstützung durch den Präsidenten Miloš Zeman gelang es 
Babiš nach den Wahlen 2017, eine Minderheitsregierung zu bilden. Diese scheiterte 
jedoch daran, die Unterstützung der Abgeordnetenversammlung zu gewinnen. Erst im 
Juni 2018 konnte Babiš dann für seine Minderheitsregierung, nun in Koalition mit den 
Sozialdemokraten, auch die Zustimmung der Kommunisten erhalten. ANO stellte elf 
der 16 Minister. Einige der Ministerien vertraute ANO aber auch Parteilosen an.

Was sind die Gründe für den Erfolg von ANO? Die Bewegung konnte zweifellos von der 
Ernüchterung zahlreicher Wähler der traditionellen Parteien profitieren und machte 
sich erfolgreich die politischen Skandale und das Verlangen der Öffentlichkeit nach 
Korruptionsbekämpfung zunutze. Gleichzeitig begünstigte auch die wirtschaftliche 
Situation in der Tschechischen Republik den Erfolg von ANO. Die Konjunktur, die 2013 
begann, erreichte zwischen 2017 und 2018 ihren Höhepunkt und ermöglichte große 
öffentliche Ausgaben, wie zum Beispiel Rentenerhöhungen. Das Land zeichnet sich 
durch historisch niedrige Arbeitslosenzahlen und ein solides Wirtschaftswachstum 
aus, begleitet von fühlbarem Lohnwachstum. Babiš präsentierte dies als Erfolge der 
Politik des von ihm einst geführten Finanzministeriums, ab 2017 als Erfolge der gan­
zen Regierung. Das Image einer Partei, die den Staat so effizient managen kann wie 
ein erfolgreiches Unternehmen, stärkte Babiš weiter mit Projekten wie dem elektro­
nischen Umsatzregister und damit verbundenen höheren Steuereinnahmen. Zudem 
gelang es ihm, Misserfolge in anderen ANO-geleiteten Ministerien dank einer inten­
siven, professionellen und ausgeklügelten Kommunikationskampagne in den Hinter­
grund zu drängen. 

Durch ihren Pragmatismus ist es für die Partei unproblematisch, ihre Programm- 
und Politikprioritäten radikal zu verschieben. Die Partei erschien vor den Parla­
mentswahlen 2017 kompetenter als ihre Koalitionspartner, die Christ- und Sozial­
demokraten.60 Eine wichtige Rolle spielte aber auch die Unterstützung von Seiten 
des Präsidenten Miloš Zeman, vor allem während der Regierungsbildung 2017/18. 
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Gleichzeitig sicherte sich ANO in einigen Fällen auch die Stimmen der rechtsradi
kalen Partei Svoboda a přímá demokracie (Freiheit und direkte Demokratie) von 
Tomio Okamura, ohne dafür mit einem übermäßigen Rechtsruck ihrer Agenda 
bezahlen zu müssen.

Andrej Babiš gelang es immer wieder, Affären, die sein Privat- und sein vorheriges 
Berufsleben als Geschäftsmann begleiteten, an sich abprallen zu lassen. Dennoch sor­
gen sie stets für hohe öffentliche Aufmerksamkeit und polarisieren die Bevölkerung. 
Als Beispiel sei hier der Bauernhof „Čapí hnízdo“ (Storchennest) genannt. Dabei ging 
es um den Vorwurf des Subventionsbetruges in Millionenhöhe eines Bauernhofs, der 
zu Babiš’ Agrofert Holding gehörte, dort mittlerweile aber abgestoßen wurde. Sowohl 
die tschechische Polizei als auch die europäische Steuerbehörde OLAF ermittelten. 
Diese Affäre verfolgt Babiš schon seit 2016. Dennoch gelang es ihm immer wieder, 
seine Wähler zu überzeugen, es handele sich lediglich um eine zweckdienliche 
mediale Beschuldigung mit dem Ziel, ihn zu diskreditieren. 

Entscheidend für seinen Erfolg war neben den Wahl-, Marketing- und Kommuni
kationsexperten auch die Tatsache, dass Babiš nach seinem Eintritt in die Politik in 
den Besitz der wichtigen Mediengruppe Mafra kam. Bereits im Juni 2013 erwarb er 
von einem deutschen Eigentümer diese Mediengruppe, der unter anderem zwei der 
wichtigsten Tageszeitungen und der beliebteste private Rundfunksender angehören. 
Diese Medien leisten einen großen Beitrag zur Verbesserung der medialen Dar­
stellung von Babiš und ANO.

Wenngleich alle etablierten Parteien ANO abgelehnt haben, sind die Sozialdemo­
kraten seit 2013 Teil einer Koalitionsregierung mit ANO. Die Kommunisten unter­
stützen diese Regierung seit 2018. Auch für die rechtsextreme Partei Svoboda a přímá 
demokracie ist ANO nicht der politische Hauptgegner. Demokratische Parteien des 
rechten und des Mitte-rechts Lagers bilden konsequent die Opposition zu ANO. Sie 
haben nach den Wahlen 2017 sogar den Demokratischen Block gebildet, um der 
Hegemonie von ANO und den Sozialisten bei der Besetzung von Posten in der Abge­
ordnetenversammlung entgegenzuwirken. Allerdings sind sie zu heterogen, um ANO, 
der stärksten Kraft des tschechischen Parteiensystems, gefährlich werden zu können. 
Langfristig flüchten die Wähler, unzufrieden mit der Koalitionsregierung, zur ODS als 
konservative Alternative und zu den Piraten als der liberal-progressiven Alternative. 

Die schwindende Unterstützung der Sozialdemokraten und eine unsichere Unter­
stützung kleinerer Parteien der politischen Mitte und des rechten Spektrums, die sich 
langfristig an der Fünf-Prozent-Grenze bewegen, kombiniert mit der Unfähigkeit der 
Oppositionsparteien zu kooperieren, machen aus dem Kampf gegen Babiš oft nur ein 
rhetorisches Unterfangen.
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In den hier untersuchten Ländern Europas haben Bewegungen und die aus ihnen 
hervorgegangenen Parteien die politischen Kräfteverhältnisse deutlich verändert. 
In drei Ländern, Frankreich, Italien und Tschechien, stehen sie mittlerweile an der 
Spitze der Regierung und haben die lange Zeit dominierenden Parteien ersetzt. 
In Polen sah es zumindest so aus, als könne die junge Partei Razem in die Lücke 
stoßen, die die gefallenen Sozialdemokraten hinterlassen haben, während sich im 
rechten Lager die erst im Jahr 2015 gegründete und nach ihrem Initiator benannten 
Kukiz-Bewegung schon zur drittstärksten politischen Kraft im Lande entwickelt hat.

Bewegungen sind ein Krisenphänomen. Sie entstehen und gedeihen dort, wo sich 
die bisherigen Eliten als unfähig erwiesen haben, Politik zum Wohle des Landes zu 
machen. Gegen diese endemische Erstarrung, meist in Verbindung mit Eitelkeit, Kor­
ruption, Misswirtschaft und massiven Verteilungsproblemen, artikuliert sich Protest 
in Form von Bewegungen. In den meisten Fällen steht an der Spitze einer solchen 
Bewegung ein charismatischer Gründer, der nicht nur die zahlreichen Missstände 
anprangert, sondern selbst als Hoffnungsträger für Verbesserung gilt oder sich als 
solcher inszeniert. 

Bewegungen versuchen, bewusst anders als die sogenannten etablierten Parteien 
zu sein. Selbst wenn sie aus formalen Gründen mittlerweile selbst als Parteien regis­
triert sind oder Partei„ableger“ gegründet haben, sind sie aufgrund ihres Selbstver­
ständnisses ebenso wie aufgrund ihrer Verfahren und Strukturen anders als die etab­
lierten Parteien. Bewegungen mobilisieren gegen „das Establishment“, sie geben sich 
offen für Politikneulinge und Seiteneinsteiger, sie haben – zumindest nach außen – 
den Anspruch besonderer Basisdemokratie, sie organisieren sich und mobilisieren 
ihre Anhängerschaft über soziale Medien, zum Teil sogar mit eigenen Teilnahme- und 
Entscheidungstools, die eigens für die Bewegung programmiert worden sind, sie nut­
zen den öffentlichen Raum als Bühne, auch dann, wenn sie in Parlamente gewählt 
wurden, und in den meisten Fällen steht an der Spitze einer Bewegung ein charis
matischer Anführer, meist der Gründer. 

Die Kombination aus Erstarrung auf Seiten der etablierten Akteure zum einen 
und dem Auftreten einer neuen, andersartigen Bewegung mit einem dynamischen 
Hoffnungsträger an der Spitze zum anderen hat die Parteiensysteme der in dieser 
Studie näher untersuchten Länder kräftig durcheinandergewirbelt. In Frankreich 
verlief der triumphale Aufstieg von Macrons Bewegung zu Lasten der Traditions­
parteien im linken und im bürgerlichen Lager. Die linksradikale, aber friedlich auf­
tretende Bewegung/Partei Unbeugsames Frankreich (La France insoumise) unter 
Jean-Luc Mélenchon hat den Sozialisten ebenfalls zugesetzt und das linke Lager 
in Frankreich weiter ausdünnen lassen. In Italien ist das Movimento Cinque Stelle 
mittlerweile die stärkste linke politische Kraft. In Polen sah es so aus, als könnte 
Razem die gestrauchelten Sozialdemokraten ersetzen. Podemos hat sich als linke 
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Protestbewegung gegen Globalisierung und restriktive Haushaltspolitik fest im lin­
ken Spektrum des spanischen Parteiensystems verankert und den Sozialisten das 
Leben schwer gemacht und die Bildung einer Mehrheitsregierung blockiert. 

Auf der anderen Seite machen Bewegungen wie die Aktion unzufriedener Bürger in 
Tschechien (ANO 2011) und Kukiz’15 den etablierten bürgerlich-konservativen Par­
teien Konkurrenz oder haben sie, wie im Falle Tschechiens, mittlerweile ersetzt.

Was auf den ersten Blick wie eine unvermeidliche Antwort auf die zahlreichen 
Versäumnisse der bislang tonangebenden Parteien und Politiker oder gar wie ein 
hoffnungsvoller Neustart in der Politik durch unverbrauchte Akteure und neue For­
men der Bürgerbeteiligung aussah, zeigt auf den zweiten Blick jedoch etliche Defizite 
und Schwächen. Bis auf Frankreichs Gelbwesten sind die anderen Bewegungen 
Gründungen „von oben“, bei denen die Gründer und Anführer oftmals zu autoritären 
Führungsstilen neigen. Dass der erfolgreiche Unternehmer Andrej Babiš erst seine 
Bewegung und seit Übernahme des Ministerpräsidentenamtes in Tschechien auch 
das ganze Land führt wie eines seiner Unternehmen, nämlich nach Effizienzkriterien, 
autoritär und stets zu seinem Vorteil, ist nicht weiter überraschend. Dass aber 
auch die italienische Fünf-Sterne-Bewegung, die einst als basisdemokratische Anti­
korruptionsbewegung antrat, oder die linkssozialistische Podemos innerparteilichen 
Widerspruch nicht dulden und massiv gegen Kritiker der Führung vorgehen, steht im 
krassen Widerspruch zu den hehren Ansprüchen dieser Bewegungen. 

Auffallend ist auch, dass Bewegungen und ihre Parteien selbst recht krisenanfällig 
sind. Am deutlichsten sichtbar ist das bei der polnischen Razem, die noch vor Jahres­
frist als neuer Stern im linken Spektrum gehandelt wurde, mittlerweile aber kurz vor 
der Auflösung steht. Bei anderen Bewegungen bzw. deren Parteien folgte den zum 
Teil spektakulären Aufstiegen schnell die Ernüchterung. In Frankreich schlug Präsident 
Macron und seiner Bewegung durch die Gelbwesten massiver Widerstand entgegen. 
Die Popularität der Fünf-Sterne-Bewegung hat seit der Regierungsübernahme im 
Sommer 2017 stark gelitten. In beiden Fällen hat das zum einen sicher mit den Mühen 
der Regierungsarbeit zu tun. Zum Teil aber rächen sich auch ein fehlender organisa­
torischer Unterbau, Mängel in Organisationsroutinen und in der programmatischen 
Ausrichtung. 

Bewegungen stecken gewissermaßen in einer Zwickmühle: Sie gründen sich oftmals 
als Gegenpol zur bisherigen politischen Elite, werden dann aber selbst Teil davon und 
zum Zielobjekt von Protesten. Sowohl M5S als auch Podemos verwenden nach wie vor 
viel Energie darauf, zu diskutieren, ob sie (noch mehr) Teil des eigentlich verhassten 
politischen Betriebs werden oder Bewegung bleiben wollen, die aber kaum politischen 
Einfluss ausüben kann. In dieser Frage ähneln die heutigen Bewegungen und ihre 
Parteien allen politischen Neugründungen, die immer wieder über ihre strategische 
Grundausrichtung befinden müssen.61 
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Über alle hier betrachteten Fälle muss konstatiert werden, dass Bewegungen nicht 
zwangsläufig einen Qualitätszuwachs für die Demokratie, insbesondere die inner­
parteiliche, oder einen Stabilitätsgewinn darstellen. Einzelnen Bewegungen sind 
zweifellos spektakuläre Mobilisierungs- und Wahlerfolge gelungen und sie waren in 
der Lage, Parteiensysteme rapide zu verändern. Diese Erfolge waren aber bislang 
wenig nachhaltig, weil den Bewegungen die Landung in der Realität geschadet hat, 
weil ihnen die für eine tiefere Verankerung notwendigen Ressourcen wie Organi­
sation oder Führungserfahrungen der Spitzenkräfte fehlen oder sich diese nicht 
demokratischer und gemeinwohlorientierter verhalten als frühere Amtsträger. So 
gesehen ist der zeitweise Höhenflug politischer Bewegungen eher Ausdruck von 
politischer Entwurzelung eines wachsenden Teils der Bevölkerung, Enttäuschung 
und Protest der Bürger über mangelnde Leistungen der „etablierten“ Parteien und 
deren Vertreter als ein adäquater Ersatz des über lange Zeit bewährten politischen 
Organisations- und Repräsentationsmodells „Partei“. 

Auch wenn zwischen Organisation (Partei oder Bewegung) und Verhalten 
(Erstarrung oder Aufbruch) ein schwacher Zusammenhang bestehen mag, der Aus­
tausch der Organisation ist für sich genommen noch kein Garant für eine bessere 
Demokratie. „Gut regieren“ kann man auch in und mit (etablierten) Parteien. Ein Sig­
nal haben die Bewegungen aber zweifellos allemal gesetzt. Sie haben gezeigt, dass 
sich Protest deutlich schneller und mit mehr spontaner Schlagkraft als in Parteien 
organisieren lässt. Die „etablierten“ Parteien müssen künftig mehr tun, wenn sie 
ihre angestammte Rolle als „Platzhirsche“ der politischen Entscheidungsfindung und 
gemeinwohlorientierten Führung verteidigen wollen.

61	 Vgl. Kitschelt, Herbert (1989): The Logics of Party Formation. Ecological Politics in Belgium  
and West Germany. Ithaca und London: Cornell University Press, hier v. a. Kap. 4, 7 und 9.
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